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1 1. Kapitel Neue Verordnung oder Totalrevision einer
Verordnung

Hier finden Sie die KAV-formatierte WORD-Vorlage: [EI

2 Ein Erlass gliedert sich grundséatzlich in Erlasstitel, Ingress und Erlasskdrper. Der
Erlasskorper besteht in der Regel aus einem Einleitungsteil, einem Hauptteil und aus
Schlussbestimmungen. Ein Erlass kann Uberdies Anhange enthalten.

Vergleiche Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 601-633 und 168.

GTR Randziffern
39 Verordnung
iiber die Unterstiitzung des Bienengesundheitsdienstes
14-20 (BGDV)
21 vom 23. Mai 2012
allg.: 22-29 Der Schweizerische Bundesrat,
BG: 161, 162; .. . . . 1
BB: 201--200. gestiitzt auf Artikel 11a des Tierseuchengesetzes vom 1. Juli 1966
V- '235_;37 ’ und auf Artikel 177 Absatz 1 des Landwirtschaftsgesetzes vom 29. April 19982,
verordnet:
30-40, 70-76 1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
77-81 Art. 1 Gegenstand
34-36 Diese  Verordnung regelt die Aufgaben und die Finanzierung des
Bienengesundheitsdienstes (BGD).
Art. 2 Bienengesundheitsdienst
82 ' Der BGD ist eine Selbsthilfeorganisation mit eigener Rechtspersdnlichkeit.
2 Mitglieder sind Imkervereine sowie Imkerinnen und Imker.
4 2. Abschnitt: Aufgaben
Art. 3 Grunds dtze
82-91 ! Der BGD fordert:
a. den Aufbau und die Erhaltung gesunder Bienenvdlker;
b. die Herstellung von einwandfreien Lebensmitteln aus der Imkerei.
2 Er unterstiitzt die Imkervereine, die Imkerinnen und Imker sowie die zustéindigen
kantonalen Behorden.
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GTR Randziffern
1 SR916.40
2 SR910.1
Art. 4 Gesundheits konzept
34-36 ! Der BGD erarbeitet im Einvernehmen mit dem Zentrum fiir Bienenforschung der
152. 92 Forschungsanstalt Agroscope (ZBF) sowie nach Anhoérung des Bundesamts fiir
Veterinirwesen (BVET) und der =zustdndigen kantonalen Behorden ein
Gesundheitskonzept fiir die Bienenhaltung in der Schweiz. Das Konzept umfasst
insbesondere die Pravention, Erkennung und Behandlung von Bienenkrankheiten.
2 Der BGD passt das Konzept regelmissig dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen
Erkenntnisse an.
3 Er informiert seine Mitglieder iiber den Inhalt des Konzepts.
Art. 5 Beratung
83-91 I Der BGD berit die Imkervereine, die Imkerinnen und Imker sowie die zustindigen
kantonalen Behdrden. Er erfiillt insbesondere folgende Aufgaben:
Er betreibt eine Beratungsstelle.
b.  Er berit vor Ort bei komplexen und nicht alltéglichen Krankheitsfillen sowie bei
umfangreichen Verlusten von Bienen oder Bienenvdlkern.
c.  Erveroffentlicht Fachinformationen.
2 Er informiert periodisch iiber:
a. Massnahmen zur Forderung der Bienengesundheit;
b. den korrekten Einsatz von Tierarzneimitteln und anderen Hilfsstoffen;
c.  Anderungen der Gesetzgebung, welche die Imkerei betreffen.
3. Abschnitt: Leistungsvereinbarung
80 Art. 9
92 Das BVET schliesst mit dem BGD eine Leistungsvereinbarung fiir hochstens vier Jahre
ab. Darin werden insbesondere die zu erbringenden Leistungen, die Ziele und der jéhrliche
Hochstbetrag der Finanzhilfe des Bundes festgelegt.
4. Abschnitt: Finanzierung
Art. 10 Voraussetzungen fiir die Finanzhilfe des Bundes
86 ! Der Bund richtet seine Finanzhilfe an den BGD nur aus, wenn:
der BGD M itgliederbeitrage erhebt;
b. der BGD fiir besondere Dienstleistungen kostendeckende Vergiitungen verlangt;
und
c. die Kantone sich mindestens zu gleichen Teilen wie der Bund an den Kosten des
BGD beteiligen.
2 Die Beteiligung eines Kantons bemisst sich nach dem Anteil der Bienensténde in seinem
Gebiet an den Bienenstdnden im Gebiet der Schweiz.
42-64 6. Abschnitt: Inkrafttreten und Geltungsdauer
80 Art. 14
55, 62, 63 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2020.
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11 1. Abschnitt Teilrevision oder Totalrevision?

276 Als Faustregel gilt: Eine Totalrevision (Erlassen einer neuen Fassung des ganzen Textes und
Aufhebung der bisherigen Fassung) wird vorgenommen, sobald die Anderung mehr als die
Hélfte der Artikel des Erlasses betrifft.

Fir den Entscheid dariiber, ob eine Teilrevision oder eine Totalrevision durchzufiihren ist,
spielen allenfalls weitere Kriterien eine Rolle:

— Fur eine Totalrevision sprechen:
— Der Erlass ist kurz und wird haufig geandert.

— Es sind formale Anpassungen (z.B. Terminologie, sprachliche Gleichbehandlung,
Gliederung) notwendig.

— Die Anderung passt schlecht in die bestehende Erlassgliederung, und es drangt sich
eine Neugliederung auf.

— Fir eine Teilrevision sprechen:
— Der Erlass ist eher lang.
— Er wird in absehbarer Zeit ohnehin einer Totalrevision unterzogen.

— Es besteht eine reiche Literatur und Rechtsprechung zum Erlass, die dafiir sprechen,
die Nummerierung der Bestimmungen, auf die Bezug genommen wird, beizubehalten.

1.2 2. Abschnitt Titel

1.21 Volistandiger Titel

3 Der Erlasstitel muss den Erlassgegenstand so spezifisch benennen, dass Verwechslungen
mit anderen Erlassen ausgeschlossen sind, und gleichzeitig méglichst kurz sein. Aus dem
Erlasstitel missen Erassform und Regelungsgegenstand sowie bei bestimmten Erlassformen
das erlassende Organ hervorgehen. Damit der Erlasstitel zitierbar bleibt, muss vermieden
werden, den Regelungsgegenstand des Erlasses in allen Details wiederzugeben.

4 Die Titel der haufigsten und wichtigsten Erlasstypen nennen das erlassende Organ nicht
explizit. Sie lauten wie folgt:

1. Bundesgesetz: «Bundesgesetz Uber ...»
2. Bundesbeschluss: «Bundesbeschluss Uber ...»

3. Verordnung des Bundesrates: «Verordnung uber ...».

8 Fir rechtsetzende Erlasse sind andere Bezeichnungen als «Gesetz» oder «Verordnung» nur
zuldssig, wenn der Ubergeordnete Erlass eine solche Bezeichnung vorgibt (\gl. z.B. Art. 15
Abs. 1 Bst. a des Bundesgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005, AS_2006 1205, sowie das
entsprechende «Reglement» in AS 2006_5635) oder wenn eine solche Bezeichnung
eingeburgert und allgemein bekannt ist (z.B. «Militrstrafprozess», SR 322.1, oder
«Zivilprozessordnung», SR 272).

9 Die Erlasstitel in den Amtssprachen sollten einander moglichst entsprechen. Schon bei der
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1.2.2

123

234

Formulierung des Erlasstitels in der Erstsprache sollten die anderen Sprachfassungen
mitbedacht werden.

Rechtsetzende Erlasse des Bundesrates, der Departemente, der Bundesamter und weiterer
Verwaltungseinheiten sowie von entsprechend ermachtigten Organisationen und Personen, die
nicht der Bundesverwaltung angehdren, werden im Titel mit «Verordnung» bezeichnet.
Vergleiche im Ubrigen die Randziffern 3—13, insbesondere zu anderen Bezeichnungen und zur
Angabe des erlassenden Organs.

Kurztitel

10

11

13

Ein Kurztitel soll das Zitieren des Erlasses erleichtern. Nicht jeder Erlass braucht einen
Kurztitel; man wahlt neben dem Titel einen Kurztitel in der Regel dann, wenn es sich um einen
haufig zitierten Erlass handelt, sein Titel lang ist und der Kurztitel eine erhebliche Verkirzung
gegenuber dem Titel bedeutet. Der Kurztitel wird auf einer neuen Zeile unter dem Titel in
Klammern beigefligt. Hat ein Erlass einen Kurztitel, so wird zum Zitieren nur dieser verwendet
(vgl. Rz. 105).

Beispiel:

Bundesgesetz
iiber die Verlagerung des alpenquerenden Giiterschwerverkehrs
von der Strasse auf die Schiene

(Giiterverkehrsverlagerungsgesetz, GVVG)

vom 19. Dezember 2008

> AS 2009 5949

Auch bei Kurztiteln ist darauf zu achten, dass sich die Fassungen der verschiedenen
Amtssprachen entsprechen. Allerdings sind Kurztitel in Form eines zusammengesetzten
Substantivs (z.B. «Gewasserschutzgesetz») nur in der deutschen Fassung moglich. Anders
als bei Abkirzungen (vgl. Rz. 14) ist es zulassig, dass ein Erlass nicht in allen Amtssprachen
einen Kurztitel hat.

Hat sich in der Praxis ein Kurztitel eingeburgert, der nicht offiziell ist, so sollte er, falls er den
Anforderungen nach den Randziffern 10 und 11 entspricht, im Rahmen einer Revision des
Erlasses offiziell eingefihrt werden (\gl. Rz. 294).

Abkurzung des Erlasstitels

14

16

Dem Titel eines Erasses, von dem anzunehmen ist, dass er besonders haufig zitiert werden
wird, kann — ewl. zusatzlich zum Kurztitel — eine Abklirzung beigefiigt werden. Dies muss in
allen Amtssprachen geschehen. Die Abkiirzung wird auf einer neuen Zeile unterhalb des Titels
in Klammer angefligt, gegebenenfalls zusammen mit dem Kurztitel; zwischen dem Kurztitel
und der Abklrzung steht in diesem Fall ein Komma.

Die Buchstabenkombination sollte aus dem Titel oder dem Kurztitel gebildet werden. Bei der
Bildung der Abklrzungen ist darauf zu achten, dass ein Grossbuchstabe zu verwenden ist,
wenn das damit abgeklrzte Wort einen eigensténdigen Begriff bildet (z.B. OR, BV). Dem
Grossbuchstaben kdnnen auch Kleinbuchstaben folgen (z.B. StGB). Zwischen den
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1.3

17

18

19

20

Buchstaben stehen keine Punkte.
Die Abkurzung besteht aus héchstens finf Buchstaben.

Eine Ausnahme won den Randziffern 15 und 17 gilt fir Reihen von Erassen, deren
Abklrzungen aus einem wiederkehrenden und einem wechselnden Element bestehen, wie
Gebuhrenverordnungen oder Organisationsverordnungen der Departemente. Die Elemente
missen kennzeichnend sein; Nummerierungen sind daher nicht zuldssig. Zwischen den
Elementen steht ein Bindestrich. Beispiele: GebV-BAFU, GebV-AuG usw.; OV-UVEK, OV-
EJPD usw.

Zu den besonderen Regeln fiir Gebiihrenverordnungen siehe im Ubrigen Anhang 1, insb.
Ziffer 3.

Bereits verwendete Abkirzungen dirfen nicht fur einen anderen Erlass verwendet werden. Dies
gilt auch, wenn die Abkulrzung in einer anderen Amtssprache verwendet wird. Die Abklrzung
desselben Erlasses darf in zwei oder allen Amtssprachen Ubereinstimmen (z.B. «CPP» im
Franzosischen fir «code de procédure pénale» und im ltalienischen fiir «Codice di procedura
penale»). Eine einmal verwendete Abklrzung kann wieder verwendet werden, wenn der friihere
Erlass aufgehoben wurde und aufgrund der zeitlichen Distanz keine Verwechslungsgefahr
besteht. Bei Totalrevisionen kann die Abklrzung des bisherigen Erlasses weiter verwendet
werden.

Far die Frage, ob eine Abkirzung noch «frei» ist, ist TERMDAT zu konsultieren. In dieser
Datenbank sind die offiziellen Abkirzungen samtlicher geltenden Erlasse sowie auch
Abklrzungen von aufgehobenen Erlassen und won Bereichen im Umfeld der Rechtsetzung
(z.B. von Verwaltungseinheiten) verzeichnet.

Datum

21*

Jeder Erlass tragt ein Datum. Es ist das Datum, an dem der Erlass vom erlassenden Organ
verabschiedet wurde, und zwar der Grunderlass, nicht die spateren Anderungen. Hinweis:
Dieses Datum kann sowohl in der AS als auch in der SR unter dem Titel abgelesen werden
(«vom ...»). Man beachte die Spezialfalle der Randziffern 190 und 215.

* Randziffer geandert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 18. Mai 2017.

3. Abschnitt Ingress

236 Bei einer Verordnung ist in den Rahmensatz des Ingresses (wgl. Rz. 22) zusatzlich die

Formulierung «im Einvernehmen mit ...» aufzunehmen, wenn dies in der entsprechenden
kompetenzbegrindenden Bestimmung im Ubergeordneten Erlass vorgesehen ist.

Beispiel:

Das Eidgendssische Departement fiir Verteidigung, Bevélkerungsschutz und Sport (VBS),
im Einvernehmen mit dem Eidgendssischen Finanzdepartement (EFD),

gestiitzt auf Artikel 52 Absatz 5 der Bundespersonalverordnung vom 3. Juli 2001' (BPV),

verordnet:
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237

235

22

1 SR 172.220.111.3

> AS 2005 2481

In einem solchen Fall erscheint in der Unterschriftenrubrik (vgl. Rz. 246) jedoch nur die
Behorde, welche die Federfihrung hat.

Neben dem kompetenzbegriindenden Erlass kann — mit der Formel «in Ausfihrung ...» — auf
einen anderen Ubergeordneten Erlass des Landesrechts hingewiesen werden, wenn:

— der zusatzlich zu nennende Erlass ein Querschnitterlass ist, der fur die Verordnung von
grosser materieller Bedeutung ist; und

— der AQuerschnitterlass keine einschlagige Delegationsnorm enthalt, auf die der
Verordnungsgeber sich stitzen kdnnte.

Beispiel:

Verordnung
iiber die Produktesicherheit

(PrsSyv)

vom 19. Mai 2010

Der Schweizerische Bundesrat,

gestiitzt auf die Artikel 4 Absatz 1,7, 9 und 14 Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 12. Juni 2009!
iiber die Produktesicherheit (PrSG),

in Ausfiihrung des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 1995 iiber die technischen Handelshemmnisse
(THG),

verordnet:

I SR 930.11
2 SR 946.51

= *AS 2010 2583
Zur Gestaltung des Ingresses vergleiche die Randziffern 22—29.

Der Ingress besteht:

— aus dem kursiv hervorgehobenen Rahmensatz, der die erlassende Behdrde und ihre
rechtliche Handlung bezeichnet (z.B. «Die Bundesversammlung der Schweizerischen
Eidgenossenschatft ... beschliesst:», «Der Schweizerische Bundesrat ... verordnet:»);

— aus der Angabe der Rechtsgrundlage fiir den Erlass («gestutzt auf ...»);

— gegebenenfalls aus der Angabe wlkerrechtlicher Vertrdage oder wvon Beschlissen
internationaler Organisationen oder in seltenen Fallen landesrechtlicher Erlasse (wgl. Rz.
237), die mit dem vorliegenden Erlass ausgefiihrt werden sollen («in Ausflhrung von ...»;
«in Ausflihrung des Bundesgesetzes vom ...»);

— bei Erlassen der Bundesversammlung aus der Angabe bestimmter wichtiger Materialien:
Botschaft des Bundesrates oder — bei parlamentarischen Initiativen und Standesinitiativen
— Bericht einer Kommission sowie Stellungnahme des Bundesrates («nach Einsicht
in...»).
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23

26

27

28

29

Der Ingress soll weder fiir politische Proklamationen noch fiir Begriindungen oder Erklarungen
noch zur Auslegung der materiellen Bestimmungen oder zur Umschreibung des Zwecks
verwendet werden.

Zu den Besonderheiten beim Ingress von Anderungserlassen vergleiche die Randziffern 286,
287 und 288.

Als Rechtsgrundlage werden die Bestimmungen des Ubergeordneten Erlasses angegeben, die
zur Rechtsetzung ermachtigen (kompetenzbegrindende Bestimmungen). Zur
Rechtsgrundlage gehdren nicht die materiellen Bestimmungen des Erlasses oberer Stufe, die
konkretisiert werden sollen.

Diesen Grundsatzen entsprechend sind die folgenden Bestimmungen der Bundesverfassung
(BV; SR 101) im Ingress won Bundeserlassen nicht zu nennen: Artikel 7-34 BV
(Grundrechtsbestimmungen), Artikel 41 BV (Sozialziele) sowie Artikel 164 BV (Gegenstande,
die auf Gesetzesstufe geregelt werden missen).

Die einzelnen Bestimmungen werden gemass ihrer numerischen Reihenfolge genannt.
Werden ausnahmsweise mehrere Erlasse als Rechtsgrundlage angerufen, so werden sie in
der Regel in der Reihenfolge der SR genannt.

Die betreffenden Bestimmungen werden méglichst prazis zitiert. Zum Beispiel ist nur der
betreffende Absatz eines Artikels anzugeben, wenn nicht der ganze Artikel relevant ist.

Enthalt der Ubergeordnete Erlass keine spezifische kompetenzbegriindende Norm, so ruft man
ihn insgesamt an (am Beispiel einer Bundesratsverordnung): «gestitzt auf das Bundesgesetz
vom ...». Diese Lésung kann man auch wahlen, wenn sehr \iele kompetenzbegrindende
Normen zu nennen waren. Stltzt sich ein Erass der Bundesversammlung hingegen auf
zahlreiche kompetenzbegriindende Bestimmungen in der Bundesverfassung, so genulgt es,
die wichtigsten anzufihren; in der Botschaft ist die Rechtsgrundlage allerdings umfassend zu
erlautern (vgl. Botschaftsleitfaden).

Beispiele zu den Randziffern 22—28:

Bundesgesetz Entwurf
iiber Lebensmittel und Gebrauchsgegenstinde

(Lebens mittelgesetz, LMG)

vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestiitzt auf die Artikel 97 Absatz 1, 105 und 118 Absatz 2 Buchstabe a der Bundesverfassung',
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 25. Mai 20112,

beschliesst:

1 SR 101
2 BBI2011 5571

=> BBI 20171 5661
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Bundesgesetz
iiber die Kommission zur Verhiitung von Folter

vom 20. M drz 2009

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestiitzt auf Artikel 54 Absatz 1 der Bundesverfassung',

in Ausfiihrung des Fakultativprotokolls vom 18. Dezember 20022

zum Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe,

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 8. Dezember 20063,

beschliesst:

1 SR 101
2 SR 0.105.1; AS2009 5449
3 BBI12007 265

> AS 2009 5445

Verordnung
iiber die Ausstellung von Reisedokumenten fiir ausléindische
Personen

(RDV)

vom 14. November 2012

Der Schweizerische Bundesrat,

gestiitzt auf die Artikel 59 Absatz 6 und 111 Absatz 6 des Ausldndergesetzes

vom 16. Dezember 2005! (AuG)

und auf Artikel 119 des Asylgesetzes vom 26. Juni 19982,

in Ausfiihrung von Artikel 28 des Abkommens vom 28. Juli 19513 iiber die Rechtsstellung der
Fliichtlinge

und von Artikel 28 des Ubereinkommens vom 28. September 1954* iiber die Rechtsstellung der
Staatenlosen,

verordnet:

SR 142.20
SR 142.31
SR 0.142.30
SR 0.142.40

N

> *AS 2012 6049

Verordnung

iiber die Landessprachen und die Verstindigung zwischen
den Sprachgemeinschaften

(Sprachenverordnung, SpV)
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vom 4. Juni 2010

Der Schweizerische Bundesrat,
gestiitzt auf das Sprachengesetz vom 5. Oktober 2007' (SpG),

verordnet:

I SR441.1

> AS 2010 2653

1.4 4. Abschnitt Einleitungsteil

141 Allgemeine Bestimmungen

30

Im Einleitungsteil (haufig unter dem Gliederungstitel «Allgemeine Bestimmungen») stehen
u. a. Bestimmungen Uber:

— Zweck und Gegenstand des Erlasses;
— den personlichen, sachlichen oder ortlichen Geltungsbereich des Erasses;

— das Verhaltnis zu anderen Erlassen des Landesrechts (z.B. AS 2006 2319, Art. 4) oder
zum internationalen Recht (z.B. AS 2007 5437, Art. 2 Abs. 2 und 3);

— Begriffe, die im ganzen Erlass verwendet werden (Legaldefinitionen).

14.2 Definition

31

Ein Erass ist grundsatzlich nach dem allgemeinen Sprachgebrauch zu redigieren. Deshalb
sind definitionsbedurftige Begriffe und entsprechende Begriffsbestimmungen so weit wie
moglich zu vermeiden. Sollen Begriffe definiert werden, so stehen sie in der Regel in einem
Artikel (oder Abschnitt) mit der Uberschrift «Begriffe» am Anfang des Erlasses, direkt nach
den Bestimmungen zum Gegenstand und zum Geltungsbereich. Dabei finden sich
unterschiedliche Standardformulierungen.

Beispiel:

Art.2  Begiffe
In diesem Gesetz bedeuten:

a. Programm: Folge von Sendungen, die kontinuierlich angeboten, zeitlich angesetzt und
fernmeldetechnisch tibertragen werden sowie fiir die Allgemeinheit bestimmt sind;

b. Sendung: formal und inhaltlich in sich geschlossener Teil eines Programms;
c. redaktionelle Sendung: Sendung, die nicht Werbung ist;

d. Programmveranstalter: die natiirliche oder juristische Person, welche die Verantwortung fiir
das Schaffen von Sendungen oder fiir deren Zusammenstellung zu einem Programm trégt;
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32

33

=>_AS 2007 737

Die Reihenfolge der Begriffsbestimmungen ist nach der inhaltlichen Logik auszurichten. Zuerst
sind die Ubergeordneten Begriffe zu definieren, dann die Begriffe, die auf die Ubergeordneten
Begrife Bezug nehmen. Sind sehr viele Begriffe zu definieren, die unter sich in keinem
logischen Zusammenhang stehen, so ist ihre Reihenfolge nach ihrer Verwendung im Erlass zu
gestalten. Die Begriffe werden nicht in alphabetischer Reihenfolge aufgefiihrt, weil dies dazu
fuhren wiirde, dass die Reihenfolgen in den drei Amtssprachen unterschiedlich sind. Sie
mussen im Interesse der Zitierbarkeit mit Buchstaben oder Ziffern versehen sein.

Umfassen die Definitionen mehr als eine Druckseite, so sind sie in einem Anhang aufzufihren
(Rz. 65).

Ist eine Begriffsbestimmung nur an einer bestimmten Stelle im Erlass nétig, so kann sie an
dieser Stelle stehen.

Beispiel:

Art. 16 Waren des Reiseverkehrs

! Der Bundesrat kann Waren des Reiseverkehrs fiir ganz oder teilweise zollfrei erkliren oder
Pauschalansétze festlegen, die mehrere Abgaben oder verschiedene Waren umfassen.

2 Waren des Reiseverkehrs sind Waren, die jemand auf einer Reise iiber die Zollgrenze mitfiihrt,
ohne dass sie flir den Handel bestimmt sind.

= AS 2007 1411

1.4.3 Begriffsbestimmung mit Klammertechnik (Klammerdefinition)

34

Man kann Begriffe auch mittels sogenannter Klammerdefinitionen einfiihren. Diese Technik
verwendet man insbesondere, wenn man eine Abkirzung fir eine Verwaltungseinheit (z.B.
«EJPD» fiir «Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement») oder einen Erass (z.B.
«BWIS» fir «Bundesgesetz Uber Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit»)
einfihren will oder wenn man fir einen langen Begriff eine Kurzform verwenden will
(«Mineraldlsteuer» fir «vom Bund auf Treibstoffen erhobene Verbrauchssteuer» [AS_2011
3467, Art. 1 Bst. a]). Vergleiche auch die Randziffern 154 und 155.

Beispiel:

Art. 1 Geltungsbereich

! Diese Verordnung regelt die Erhebung von Gebiihren durch das Bundesamt fiir Landwirtschaft
(BLW) einschliesslich seiner Forschungsanstalten fiir Dienstleistungen und Verfiigungen im Bereich
des Landwirtschaftsgesetzes vom 29. April 1998% und seiner Ausfiihrungserlasse sowie fiir
statistische Dienstleistungen nach dem Bundesstatistikgesetz vom 9. Oktober 19923, die das BLW
erbringt.

2Sie regelt zudem die Erhebung von Gebiihren durch Vollzugsorgane, denen vom BLW
Vollzugsaufgaben tibertragen wurden.

2 SR910.1
3 SR 431.01
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144

35

36

> AS 2010 2315

Die Verwendung solcher Kurzformen kann schon bei einem zwei- oder dreimaligen Auftreten
desselben Begriffs sinnwll sein. Umgekehrt kann es aber auch bei mehrmaligem Auftreten
desselben Begriffs angezeigt sein, auf diese Technik zu verzichten, wenn etwa die einzelnen
Textstellen weit auseinander liegen.

Die Kurzform ist bei der ersten Verwendung der betreffenden Bezeichnung einzufiihren. Wird
der Gegenstand, fiir den die Kurzbezeichnung steht, in einem eigenen Artikel geregelt und ist
die Kurzbezeichnung bereits in einem friiheren Artikel eingefiihrt worden, so kann die
Einfihrung der Kurzbezeichnung wiederholt werden.

Art. 3 Evaluationsbericht
! Der Bundesrat iiberpriift periodisch die Wirksamkeit dieses Gesetzes. Er priift insbesondere:

b. die Zweckméssigkeit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Aufgaben der
Postkommission (PostCom).

4. Abschnitt: Die Postkommission
Art. 20 Organisation

! Der Bundesrat wihlt die aus fiinf bis sieben Mitgliedern bestehende Postkommission (PostCom)
und bezeichnet die Prisidentin oder den Présidenten sowie die Vizeprdsidentin oder den
Vizeprisidenten. ...

= AS 2012 4993

Entsprechung von Ausdriicken

37

38

39

40*

Verweist ein Erlass ausfiihrlich auf Texte ausserhalb des Bundesrechts, insbesondere auf EU-
Recht, sodass der Regelungsbereich sowohl mit schweizerischen Rechtsnormen wie mit den
Normen der betreffenden Texte geregelt ist, und stimmen die Terminologien nicht Uberein, so
behilt man sich im schweizerischen Erlass mit sogenannten «Entsprechungen won
Ausdriicken» (z.B. Gleichsetzungen von EU-Ausdriicken und schweizerischen Ausdriicken).

Solche Entsprechungen werden bei den Begriffsbestimmungen platziert. Umfassen sie mehr
als eine Druckseite, so werden sie in einem Anhang aufgefihrt (wgl. z.B. AS_2010_2229, Art.
1a Abs. 2 und Anhang 15).

Es ist zu beachten, dass nicht jede Amtssprache die gleichen Ausdrucksentsprechungen
notig macht. Damit die Parallelitat der amtssprachlichen Fassungen gewahrleistet bleibt,
mussen in jeder Sprache die Ausdrucksentsprechungen aller drei Amtssprachen angegeben
werden.

Werden die Ausdrucksentsprechungen in einem Artikel platziert, so lautet die Formel wie
folgt:

Die nachstehenden Ausdriicke der Verordnung ... / Richtlinie ... und der vorliegenden Verordnung
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entsprechen sich wie folgt: ...

Beispiel:

2Die nachstehenden Ausdriicke der Verordnung (EG) Nr.1107/2009"" und der vorliegenden
Verordnung entsprechen sich wie folgt:

Européische Union Schweiz

a.  Deutsche Ausdriicke:
Zulassung Bewilligung
b.  Franzosische Ausdriicke:
mise sur le marché mise en circulation
produit phytopharmaceutique produit phytosanitaire
c.  Italienische Ausdriicke:

bidoni e fusti contenitori

1 Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober
2009 iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufthebung der Richtlinien
79/117/EWGund 91/414/EWG des Rates, Fassung geméss ABL. L 309 vom 24.11.2009, S. 1.

= *AS 2010 2331, Art. 3

Werden die Ausdrucksentsprechungen in einem Anhang aufgefihrt, so lautet die
Bestimmung, die auf diesen Anhang verweist, wie folgt:

Es gelten die Entsprechungen von Ausdriicken zwischen der Verordnung ... / Richtlinie ... und der
vorliegenden Verordnung geméss Anhang ...

Der Anhang wird wie folgt gestaltet:

Anhang ...
(Art. ...)

Entsprechung von Ausdriicken

Die nachstehenden Ausdriicke der Verordnung ... / Richtlinie ...! und der vorliegenden Verordnung
entsprechen sich wie folgt:

Européische Union Schweiz

a.  Deutsche Ausdriicke:

b. Franzosische Ausdriicke:

c. Italienische Ausdriicke:

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei


https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2010/2331.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2010/2331.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2010/2331.pdf

1. Kapitel Neue Verordnung oder Totalrevision einer Verordnung

16

1.5

1.5.1

1.5.1.1

* Randziffer gedndert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 27. Marz 2017.

5. Abschnitt Hauptteil

41 Die Gliederung des Hauptteils, die Reihenfolge der einzelnen Bestimmungen und deren For-
mulierung missen fiir jede Materie nach den besonderen Verhaltnissen und Rechtsetzungsbe-

dirfnissen festgelegt werden. Vgl. dazu den Gesetzgebungsleitfaden, 601-633 und 168.

Formale Gliederung und Gestaltung

238 Es gelten grundsatzlich die gleichen Regeln wie bei

Verordnungen der Bundesversammlung.

den Bundesgesetzen und den

239 Ausnahmsweise koénnen Verordnungen dezimal statt nach Artikeln gegliedert werden.
Voraussetzung ist, dass sie besonders detaillierte Regelungen enthalten und es sich um eine
sehr technische Materie handelt.

Bei der dezimalen Gliederung werden Zahlengruppen wie bei den Botschaften gebildet (z.B.
1.1.2; 3.2.1). Vgl. Botschaftsleitfaden Ziffer Il Regeln fir die formale Textgestaltung > KAV-

Vorlagen / Verweise > Binnenwverweise.

Gliederungseinheiten im Uberblick

70
Teil
Titel 2. Titel: Obligatorische Krankenpflegeversicherung
Kapitel 4. Kapitel: Leis tungserbringer
Abschnitt 4. Abschnitt: Tarife und Preise
Artikel Art. 52 Analysen und Arzneimittel, Mittel und Gegensténde
Absatz ! Nach Anhéren der zustindigen Kommissionen und unter Beriicksichtigung der
Grundsétze nach den Artikeln 32 Absatz 1 und 43 Absatz 6:
Buchstabe a.  erldsst das Departement:
Ziffer 1. eine Liste der Analysen mit Tarif,
Strich -
71 In alten Gesetzen (insbes. den sog. Kodifikationen) gibt es teilweise Abweichungen von dieser

Struktur. Insbesondere finden sich auch noch Einheiten wie «Buch», «Abteilung» usw. (vgl.
z.B. das Zivilgesetzbuch [ZGB] oder das Strafgesetzbuch [StGB]). Diese abweichenden
Systeme konnen bei Teilrevisionen beibehalten werden.
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1.5.1.2 Gliederungseinheiten oberhalb des Artikels (Abschnitt, Kapitel, Titel, Teil)

72

73

74

75

76

Als Faustregel gilt: Erlasse bis zwolIf Artikel brauchen keine weitere Gliederung; Erlasse bis
dreissig Artikel werden einstufig gegliedert (Abschnitte).

Es wird immer nur die ndchsthéhere notwendige Gliederungskategorie eingefiuhrt (z.B. Kapitel
nur, wenn mindestens ein Kapitel mehrere Abschnitte aufweist).

Die Gliederungseinheiten oberhalb des Artikels (Abschnitt, Kapitel, Titel, Teil) werden mit
arabischen Ziffern nach dem Muster «1. Abschnitt», «3. Kapitel», «4. Titel» nummeriert,
gefolgt von einem Doppelpunkt, und mit einem Gliederungstitel versehen. Franzdsische und
italienische Erlasstexte folgen hier anderen Regeln.

Manchmal drangt es sich auf, an einzelnen Stellen eines Erlasses mehrere Artikel aus
logischen Griinden zu einer Einheit zu verbinden, ohne dass es sich rechtfertigt, eine
zusatzliche Gliederungsebene einzufilhren. Solche Verbindungen kénnen durch zweiteilige
Uberschriften mit einer wiederholten Nennung des verbindenden Themas erzielt werden, nach
dem folgenden Beispiel:

Art. 8 Wettbewerbsbehorde: Organisation

Art. 9 Wettbewerbsbehorde: Aufgaben

In Entwirfe, in die SR-Fassungen und in Separatdrucke umfangreicher oder besonders
wichtiger Erlasse kdnnen alphabetische Register und Inhaltsverzeichnisse eingefiigt werden.

— Alphabetisches Register: Sowohl fur die erstmalige Erstellung als auch fur die Nachfiihrung
bei Erlassanderungen oder bei Neuauflagen der Separatdrucke ist das zustandige Amt
verantwortlich.

— Inhaltsverzeichnis: Sowohl fir die erstmalige Erstellung als auch fir die Nachfihrung des
Inhaltsverzeichnisses bei Erlassanderungen oder bei Neuauflagen der Separatdrucke sorgt
das KAV.

1.5.1.3 Gliederung und Gestaltung der Artikel

77

78

Die Grundeinheit eines Erlasses ist der Artikel. Ein Artikel kann weiter unterteilt werden in
Absétze, Buchstaben, Ziffern und Striche (vgl. die Rz. 70 und 83).

Die Artikel werden durchgehend durch den ganzen Erlass mit arabischen Ziffern nummeriert.
Besteht ein Erlass nur aus einem Artikel, so wird dieser als «Einziger Artikel» bezeichnet.

1.5.1.3.1 Sachiberschrift

79

80

Neben die Artikelnummer wird eine Sachiberschrift gesetzt. Enthalt ein Erlass weniger als
flunf Artikel, so kann auf SachUberschriften verzichtet werden.

Besteht eine Gliederungseinheit (z.B. ein Abschnitt) aus einem einzigen Artikel, so entfallt die
Sachuberschrift.
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Beispiel:

1. Abschnitt: Begriffe

Art. 1
In dieser Verordnung bedeuten:

a.  bewirtschaftete Daten: Personendaten, die bei der Nutzung der elektronischen Infrastruktur
des Bundes aufgezeichnet und regelméssig genutzt, ausgewertet oder bewusst geldscht
werden;

2. Abschnitt: Zugriffsberechtigung, Aufbewahrung und Vernichtung

Art. 2 Zugriffsberechtigung

Art. 3 Sichere Aufbewahrung

= AS 2012 947

1.5.1.3.2 Randtitel (Marginalie)

81

1.5.1.3.3 Absatze

82

Randtitel (Marginalien) — anstelle von Sachiberschriten — werden nur bei bestehenden
Kodifikationen (z.B. StGB, ZGB, OR) beibehalten. Werden andere Erlasse, die Randtitel
aufweisen, revidiert, so sind diese insbesondere bei grosseren Teilrevisionen in Sach-
Uberschriten umzuwandeln. Enthalten die Randtitel keine Gliederung mit Ziffern oder
Buchstaben, so gentigt eine Generalanweisung wie «Die Randtitel werden im ganzen Erlass in
Sachuberschriften umgewandelt» (vgl. Rz. 327). Enthalten die Randtitel eine Gliederung mit
Ziffern oder Buchstaben, so muss die Gliederung des ganzen Erlasses Uberdacht werden. Zur
Anderung von Sachiiberschriften und Gliederungstiteln vergleiche die Randziffern 322 und 325.

Die Artikel werden in Absétze gegliedert. Diese sind mit hochgestellten arabischen Ziffern
nummeriert.

1.5.1.3.4 Aufzahlungen (Buchstaben, Ziffern, Striche)

83

Muss ein Absatz weiter untergliedert werden, so wird mit listenformigen Aufzahlungen
gearbeitet. Diese werden von einem Einleitungssatz angekilindigt und wie folgt nummeriert
(vgl. Rz. 70):

— auf der ersten Ebene: Buchstaben (a., b., c., ... i., ., k., ...);
— auf der zweiten Ebene: arabische Ziffern (1., 2., 3. ...);

— auf der dritten Ebene: Striche.

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei


https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/947.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/947.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/947.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19370083/201601010000/311.0.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19070042/201601010000/210.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19110009/201601010000/220.pdf

1. Kapitel Neue Verordnung oder Totalrevision einer Verordnung 19

84

85

86

87

88

Fir die Interpunktion bei Aufzdhlungen gelten folgende Regeln:
Der Einleitungssatz wird mit einem Doppelpunkt abgeschlossen.

Die Glieder von Aufzéhlungen werden wie folgt voneinander abgegrenzt, sofern sie nicht
selbststdndige Sétze sind:

— Buchstaben durch Strichpunkt;
— Ziffern durch Komma;

— Striche ohne Interpunktion.

Bei den Rz. 84 und 85 folgen franzésische und italienische Erlasstexte teilweise anderen
Regeln.

Selbststédndige Sétze beginnen mit einem Grossbuchstaben und werden mit einem Punkt
abgeschlossen.

Das logische Verhaltnis zwischen den Gliedern einer Aufzahlung kann kumulativ («und») oder
alternativ («oder») sein; Mischungen sind nicht zulassig. Wenn mdglich, sollte das Verhaltnis
aus der Formulierung des Einleitungssatzes oder der Aufzahlungsglieder hervorgehen.
Beispielsweise zeigt eine Formulierung wie «... wenn die folgenden Voraussetzungen erfiillt
sind» an, dass die folgende Aufzahlung kumulativ zu verstehen ist, und eine Formulierung wie
«... in den folgenden Falleny», dass die Aufzahlung alternativ ist. Ist das Verhaltnis nicht
eindeutig, so kann in vielen Fallen Klarheit geschaffen werden, indem nach dem worletzten
Glied «und» oder «oder» eingefligt wird. Dabei ist es nicht zwingend, dass die drei
amtssprachlichen Fassungen dem gleichen Muster folgen.

Beispiel fur die Randziffern 83-86:

2 Der Versicherte hat Anspruch auf:
a.  hochstens 400 Taggelder, wenn er eine Beitragszeit von insgesamt zwdolf Monaten
nachweisen kann;
b.  hochstens 520 Taggelder, wenn er das 55. Altersjahr zuriickgelegt hat und eine Beitragszeit
von mindestens 18 M onaten nachweisen kann;
c.  hochstens 520 Taggelder, wenn er:

1. eine Invalidenrente der Invalidenversicherung oder der obligatorischen Unfall-
versicherung bezieht oder eine solche Rente beantragt hat und der Antrag nicht
aussichtslos erscheint, und

2. eine Beitragszeit von mindestens 18 M onaten nachweisen kann.

= AS 2003 1728, Art. 27

Aufzahlungsglieder, die nicht selbststandige Satze sind, sollten nicht mit selbststandigen
Satzen erweitert werden, weil diese die Aufzahlung unterbrechen wirden. Wo dies
ausnahmsweise unvermeidlich ist, figt man den selbststandigen Satz nach einem Strichpunkt
an und beendet ihn mit dem der Gliederungsebene entsprechenden Satzzeichen (Strichpunkt
oder Komma).

Beispiel:

3 Die anderen Parteien konnen innert 20 Tagen seit Emp fang der Berufungserkldrung schriftlich:

a. Nichteintreten beantragen; der Antrag muss begriindet sein;
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> AS 2010 1881, Art. 400

Wo die Aufzahlungsglieder aus mehreren selbststandigen Séatzen bestehen, werden diese mit
Strichpunkten voneinander getrennt.

Beispiel:

3 Fr beachtet dabei folgende Grundsatze:

c. Die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber versichern ihre Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei einer Vorsorgeeinrichtung; soweit erforderlich, ermdglicht ihnen der
Bund, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in einer eidgendssischen
Vorsorgeeinrichtung zu versichern.

= AS 1999 2556, Art. 113
89 In Tabellen stehen in der Regel keine Interpunktionszeichen.

90 Nach der Aufzahlung darf der Absatz nicht weitergehen. Weder darf der Einleitungssatz
fortgefiihrt noch dirfen zusatzliche Bestimmungen direkt angeschlossen werden. Solche sind
in weiteren Absatzen unterzubringen.

91 Strafbestimmungen, die mehrere Tatbestdnde unter dieselbe Rechtsfolge stellen, werden
sowohl im Nebenstrafrecht als auch (seit einigen Jahren) im StGB zur besseren Zitierbarkeit
mit Kleinbuchstaben (nétigenfalls weiter mit Ziffern) gegliedert, statt wie friher zum Teil durch
Ziffern oder unnummerierte Absatze. In solchen Fallen geht die Regelung Uber die Sanktion
(Freiheitsstrafe, Geldstrafe, Busse) derjenigen Uber die Tatbestande meistens voraus.

Beispiel:

Art. 86a Widerhandlungen gegen Bau- und Betriebsvorschriften

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer vorsitzlich oder
fahrléssig:

a. ein Bauvorhaben ohne die nach Artikel 18 erforderliche Plangenehmigung oder in
Missachtung von aus dem Plangenehmigungsverfahren resultierenden Bedingungen,
Auflagen oder Vorschriften ausfiihrt oder ausfiihren ldsst;

b. eine Anlage ohne die nach Artikel 18w erforderliche Betriebsbewilligung oder unter
Missachtung von Bedingungen, Auflagen oder Vorschriften der Betriebsbewilligung in
Betrieb nimmt oder in Betrieb nehmen lésst;

=> AS 2009 5597

1.5.1.3.5 Satze

92  Aus Grinden der Zitierbarkeit ist es zwingend nétig, dass die Anzahl Satze in den
Amtssprachen Ubereinstimmt. Als Satz gilt, was mit einem Punkt (und nicht z.B. mit einem
Strichpunkt oder Doppelpunkt) authort.
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Es kann wvorkommen, dass in einer Amtssprache aus syntaktischen oder stilistischen
Grunden in mehreren Satzen gesagt werden sollte, was in einer anderen Amtssprache in
einem Satz gesagt wird. Dies ist zuldssig, wenn die «Satze» nicht mit Punkten, sondern
beispielsweise mit Strichpunkt oder Komma abgetrennt werden.

Beispiel (beachte den Strichpunkt in der deutschen Fassung):

Art. 3 Kantone

Die Kantone sind souverén, soweit ihre Souverénitét nicht durch die Bundesverfassung beschrankt
ist; sie iiben alle Rechte aus, die nicht dem Bund iibertragen sind.

Art. 3 Cantons

Les cantons sont souverains en tant que leur souveraineté n’est pas limitée par la Constitution
fédérale et exercent tous les droits qui ne sont pas délégués a la Confédération.

Art. 3 Federalismo

I Cantoni sono sovrani per quanto la loro sovranita non sia limitata dalla Costituzione federale ed
esercitano tutti i diritti non delegati alla Confederazione.

> AS 1999 2556

1.5.2 Verweisung

240 Lassen sich die meisten Bestimmungen einer Verordnung eindeutig einer oder mehreren
Bestimmungen des Ubergeordneten Erlasses zuordnen, so kann es nutzlich sein, in den
Sachuberschriften der Artikel oder in den Gliederungstiteln der Abschnitte auf die entspre-
chenden Artikel im Ubergeordneten Erlass hinzuweisen. Der Verweis steht in Klammern unter
der Sachuberschrift oder dem Gliederungstitel.

Beispiele:

Der Schweizerische Bundesrat,
gestiitzt auf Artikel 40 des Arbeitsgesetzes vom 13. Mirz 1964! (ArG),

verordnet:

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
Art. 1 Gegenstand

(Art. 29 Abs. 1 und 2 ArG)

5. Abschnitt: Arztliches Zeugnis

(Art. 29 Abs. 4 ArG)

1 SR 822.11

= AS 2007 4959
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1.5.2.1

Allgemeine Bestimmungen

96

97

98*

99

Zur gesamten Thematik der Verweisung, insbesondere zur Unterscheidung zwischen
statischer und dynamischer Verweisung und zur Frage, wann welche Art der Verweisung
zulassig ist, wgl. Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 739-761.

Verweise sind grundsatzlich so prazise wie moglich auszugestalten. Statt also z.B. «die
Artikel 37 ff.» sollte man schreiben: «die Artikel 37—41» oder «die Bestimmungen des 4.
Abschnitts (Art. 37—41)».

Fir die Ausgestaltung der Verweise gelten im Einzelnen die folgenden Regeln**:

— Die Gliederungseinheiten, auf die verwiesen wird, schreibt man im sog. Fliesstext aus, im
sog. verknappten Text (in Klammern, in Fussnoten, in Tabellen, in Grafiken) kirzt man sie
ab.

— Fliesstext: «... richtet sich nach Artikel 23 Absatz 4 Buchstaben c—e»

— verknappter Text: «gelten die allgemeinen Bestimmungen Uber die Kennzeichnung
(Art. 23 Abs. 4 Bst. c—e)».

— Zwischen den Gliederungseinheiten innerhalb eines Verweises steht kein Komma (also
z.B. nicht Art. 23, Abs. 4, Bst. c—e).

— Nummerierte Gliederungseinheiten benennt man mit ihrer Zffer und so, wie die
Gliederungseinheit tatsachlich benannt ist, also z.B.: «3. Kapitel»; «1b. Abschnitty;

«Artikel 54a»; «Absatze 2 und 2bis»; «Buchstabe j». Tragt eine Gliederungseinheit (nach
alter Manier) eine Nummer in Form eines Wortes, so wird sie entsprechend benannt, also

z.B. «die Verbrechen nach dem Zwdlften 'I'|telter StGB».

— Nicht nummerierte Gliederungseinheiten werden mit Waortern genauer bezeichnet, also z.B.
«Absatz 2 zweiter Satzy»; «Absatz 2 Buchstabe c Ziffer 3 dritter Strich».

— Man verweist auf die prazise Bestimmung, und zwar im Allgemeinen nach dem Muster
«vom Grossen zum Kleinen», also z.B. «Anhang 2 Ziffer 4.8» (und nicht z.B. «Ziffer 4.8 von
Anhang 2»).

— Wird auf auslandisches Recht, namentlich EU-Rechtsakte, oder internationales Recht
verwiesen, so werden die Gliederungseinheiten dieser Texte so benannt wie im
betreffenden Text selber oder wie es in der betreffenden Organisation oder im betreffenden
Bereich Ublich ist (fir die EU wl. Ziff. 2.7 der Interinstitutionellen Regeln fir
Verdffentlichungen**). Im Ubrigen gelten jedoch die obengenannten Regeln auch fiir die
Verweisung auf auslandisches oder internationales Recht.

* Randziffer geandert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 25. Okt. 2021.
** Franzosische und italienische Erlasstexte folgen hier teilweise anderen Regeln.
*** https://publications.europa.eu/code/

Verweise, die nur aus Grinden der besseren Verstandlichkeit oder Lesbarkeit gesetzt werden
(«Komfortverweise»), kdnnen statt im Fliesstext in Klammem stehen («Klammenrerweise»),
z.B. wenn zu einem verwendeten Begriff auf die anderswo enthaltene

Definition verwiesen wird.

Beispiel:

! Keine Verjihrung tritt ein fiir:
a.  Volkermord (Art. 264);
b.  Verbrechen gegen die M enschlichkeit (Art. 264a Abs. 1 und 2);
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= AS 2010 4963, Art. 101

1.5.2.2 Verweisung innerhalb eines Erlasses

100 Wird in einem Erlass auf andere Bestimmungen desselben Erlasses verwiesen, so wird der

101

Erlass nicht genannt. Man schreibt also nicht: «... dieses Gesetzes», «... dieser
Verordnung». Wird in einer Gliederungseinheit (Abschnitt, Artikel, Absatz, Buchstabe usw.)
auf eine Bestimmung derselben Einheit verwiesen, so wird die Einheit nicht genannt. Man
schreibt also nicht: «dieses Artikels», «dieses Absatzes», «dieses Abschnitts» usw.

Beispiele:

... gelten die Artikel 15-18 ...
... richten sich nach dem 5. Abschnitt ...

... die Personen nach Absatz 1 ...

Ausnahme: In Fallen, in denen an der gleichen Stelle auch ein anderer Erlass zitiert wird,
kann es nétig sein «dieser Verordnung» oder «dieses Gesetzes» zu erganzen.

Bezieht man sich jedoch auf den Erlass als Ganzes, so heisst es: «dieses Gesetz», «diese
Verordnung». Zum Beispiel schreibt man: «Sofern dieses Gesetz keine abweichenden
Bestimmungen enthalt» oder «Diese Verordnung gilt fir ...».

1.5.2.3 Verweisung auf andere Erlasse innerhalb von AS und SR

102

Fir die Verweisung auf die Schengen-/Dublin-Assoziierungsabkommen vgl. Rz. 367 ff.

1.5.2.3.1 Grundregeln

103

Wird innerhalb eines Erlasses auf einen anderen Erlass oder auf einzelne Bestimmungen
eines anderen Erlasses verwiesen, so wird der betreffende Erlass mit seinem Titel und seinem
Datum sowie mit seiner Fundstelle in der SR gemass den folgenden Beispielen zitiert.

Beispiel fiir einen Verweis auf eine Bundesratsverordnung:

2 Die Abgeltungen des Bundes fiir die M assnahmen nach den Artikeln 4, 8, 10 und 11 richten sich
nach den Artikeln 18 und 19 der Verordnung vom 16. Januar 1991 iiber den Natur- und
Heimatschutz (NHV).

4 SR 451.1

= AS 2010 283, Art. 14

Beispiel fiir einen Verweis auf eine Departementsverordnung:

3 Die Herstellung von Luftfahrzeugen sowie von deren Triebwerken, Propellern, Luftfahrzeugteilen
und Ausriistungen richtet sich nach der Verordnung des UVEK vom 5. Februar 19887 iiber die
Luftfahrzeug-Herstellerbetriebe (VLHbD).
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7 SR 748.127.5

= AS 2008 3629, Art. 4

Beispiel fur einen Verweis auf einen Wlkerrechtlichen Vertrag:

Art. 3 Begriffe

Im Sinne dieser Verordnung gelten als:

e. Zollwert: der Wert, der gemiss dem Ubereinkommen vom 15. April 19947 zur
Durchfiihrung des Artikels VII des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994
(WTO-Zollwertabkommen) festgelegt wird;

7 SR 0.632.20, Anhang 1A.9

> *AS 20111415

104 Das Fussnotenzeichen wird nach den folgenden Mustern gesetzt:

. nach Artikel 5 der Verordnung der Bundesversammlung vom 3. Oktober 2003' iiber die
Redaktionskommission;

... nach Artikel 7a des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. Mirz 1997>
(RVOG);

. nach Anhang Ziffer 3 des Abkommens vom 21. Juni 19993 zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und der Europdischen Gemeinschaft iiber den  Luftverkehr
(Luftverkehrsabkommen Schweiz-EU);

... nach Artikel 212 Absatz 2 Buchstabe a StPO*.

SR 172.105

SR 172.010

SR 0.748.127.192.68
SR 312.0

O

Franzésische und italienische Erlasstexte folgen hier teilweise anderen Regeln.

105 Hat ein Erlass einen Kurztitel, so wird zum Zitieren statt des wollstandigen Titels der Kurztitel
verwendet.

Beispiel:

... gelten die Bestimmungen des Parlamentsgesetzes vom 13. Dezember 2002,

1 SR 171.10

1.5.2.3.2 Ausnahmen
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1.5.2.3.2.1 Ausnahme 1: Erlasse, die immer ohne Datum zitiert w erden

106

Die folgenden Erlasse werden immer ohne Datum und mit den folgenden Titeln zitiert:

SR 101 Bundes\erfassung (BV)
SR 210 Zivilgesetzbuch (ZGB)
SR 220 Obligationenrecht (OR)
SR 272 Zivilprozessordnung (ZPO)
SR 311.0 Strafgesetzbuch (StGB)
SR 312.0 Strafprozessordnung (StPO)

Die Verwendung der Abklrzungen richtet sich nach Randziffer 107.

1.5.2.3.2.2 Ausnahme 2: Verw eisung mittels Abkirzung oder inoffiziellem Kurztitel

107

Soll ein Erlass mehrmals zitiert werden, so kann man nach den Regeln der Randziffern 35 und
36 bei seiner ersten Nennung seine Abklrzung in Klammern einfihren. Bei wlkerrechtlichen
Vertrdgen kann so auch ein nicht offizieller, aber in der Praxis eingebirgerter Kurztitel
eingefihrt werden. Anschliessend wird statt des Titels nur noch die Abklrzung oder der
Kurztitel verwendet. Die Abkirzung oder der Kurztitel wird im Folgenden ohne Datum und mit
SR-Fundstelle verwendet.

Hinweis: In Verweisen auf Erlasse des Landesrechts werden nur die offiziellen Kurztitel
verwendet; diese mussen nicht eingefuhrt werden (vgl. Rz. 105).

1.5.2.3.2.3 Ausnahme 3: Verw eisung auf Erlasse, die bereits im Ingress zitiert w urden

108

Wird ein Erlass im Ingress zitiert, so wird er im Folgenden ohne SR-Fundstelle genannt.

1.5.2.3.2.4 Ausnahme 4: Wiederholte Verw eisung im gleichen Artikel oder Anhang

109

Bei wiederholter Zitierung eines Erlasses im gleichen Artikel werden das Datum und die Fund-
stelle nur das erste Mal aufgefuhrt. Innerhalb von Anhéngen kann auf die Wiederholung von
Fundstelle und Datum ebenfalls verzichtet werden (Anhénge zur Anderung anderer Erlasse
folgen dieser Regel nicht, sondern richten sich nach den Rz. 307 und 314).

1.5.2.3.2.5 Ausnahme 5: Fundstelle im BBI

110

Zitiert man einen Erlass, der noch nicht in Kraft ist, so gibt man zuséatzlich zur SR-Fundstelle
die Fundstelle in der AS an. Falls ein referendumspflichtiger Erlass noch nicht in der AS
publiziert ist, gibt man die Fundstelle der Referendumswvorlage im BBI an.

Beispiele zu den Randziffern 107, 108, 109, 110:

Art. 7 Entschadigung der Mitglieder des Institutsrats

Der Bundesrat legt die Entschddigung der Mitglieder des Institutsrats fest. Artikel 6a des
Bundespersonalgesetzes vom 24. Mirz 2000* (BPG) ist anwendbar.
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Art. 12 Personalrecht
! Die Geschiftsleitung und das iibrige Personal unterstehen dem BPG®.
2 Das Institut ist der Arbeitgeber nach Artikel 3 Absatz 2 BPG.

4 SR172.220.1
¢ SR 172.220.1

> AS 20116515

Der Schweizerische Bundesrat,

gestiitzt auf ...

in Ausfiihrung des Ubereinkommens vom 28. Mai 19992 zur Vereinheitlichung bestimmter
Vorschriften iiber die Beforderung im internationalen Luftverkehr

(Ubereinkommen von M ontreal),

verordnet:

Art. 1 Geltungsbereich

! Diese Verordnung gilt, soweit nicht das Ubereinkommen von Montreal anwendbar ist, fiir jede
Inlandbef6rderung und internationale Beforderung von Reisenden, Reisegepack oder Giitern...

2 SR 0.748.411

> *AS 2005 4243

1.5.2.4 Keine Verweisung auf untergeordnete Erlasse

111

Im Ubergeordneten Erlass durfen keine konkreten Erlasse untergeordneter Rechtset-
zungsinstanzen zitiet werden. Ein Bundesgesetz darf beispielsweise nicht auf eine
Verordnung und eine Bundesratsverordnung nicht auf eine Departementsverordnung verweisen.
Ist eine Verweisung auf Bestimmungen der untergeordneten Ebene aber dennoch nétig, so
empfiehlt sich ein indirekter Verweis, insbesondere ein Verweis auf eine anderswo bestehende
Delegationsnorm («Die vom EJPD nach Artikel ... aufgestellten Voraussetzungen ...»). Sollen
in Wirklichkeit Rechtsetzungsbefugnisse Ubertragen werden, so handelt es sich um eine
Delegationsnorm; diese ist entsprechend zu formulieren (z.B. «Das BAG regelt die
Voraussetzungen ...»).

1.5.2.5 Verweise auf ganze Rechtsbereiche

112 Mit der Formulierung «das Bundesgesetz vom ... Uber ...» verweist man auf genau diesen

Erlass.

Hingegen verweist man mit der Formulierung «die Bundesgesetzgebung Uber ...» auf das
betreffende Bundesgesetz samt seinen Verordnungen. Bei solchen Verweisen kdnnen in einer
Fussnote die SR-Nummern der betreffenden Erlasse angegeben werden.
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1.5.2.6 Verweisung auf Texte ausserhalb von AS und SR

113

114

Fir die Verweisung auf EU-Recht vergleiche die Randziffern 124—151.

Fir Texte, die nicht in AS und SR, aber im BBI publiziert werden, wird als Fundstelle das BBI
angegeben.

1.5.2.7 Zitierweise und Angabe der Fundstelle

115

116

117

118

119

Wird in einem Erlass auf Dokumente verwiesen, die weder vom Bund (AS/SR oder BBI) noch
wvon der EU (ABI.) amtlich publiziert werden (z.B. Beschlisse internationaler Organisationen,
technische Normen privater Normenorganisationen), so sind Titel, Datum, Version des
Dokuments, Autor und Fundstelle méglichst vollstandig anzugeben.

Technische Normen sind nach folgendem Schema zu zitieren: Kurzbezeichnungen der
referenzierten Normenkataloge und Referenznummer, Ausgabejahr (sofern der Verweis
statisch bleiben soll), Titel. Ob eine internationale Norm (ISO, IEC, ETSI) in den Schweizer
Normenkatalog (SN) Ubernommen wurde, kann bei der Schweizerischen Normen-Vereinigung
(SNV) erfragt werden.

Beispiel: «<SN EN ISO/IEC 17025, 2005, Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von
Pruf- und Kalibrierlaboratorien».

Zur Angabe der Fundstelle werden moglichst wollstandig die Angaben nach Artikel 14 Absatz 3
PublV gemacht, und zwar in der folgenden Reihenfolge:

— die Internetadresse, Uber die der Text zuganglich ist;

— die genaue Adresse, bei welcher der Text bezogen werden kann (Post-, E-Mail- oder
Internetadresse);

— die Stelle, bei welcher der Text unentgeltlich eingesehen werden kann.

In erster Prioritdt werden Adressen von Behdrden und anderen Stellen in der Schweiz
angegeben. Die Stellen werden immer mit wollem Namen genannt, nicht bloss mit einer
Abkirzung oder einer Internetadresse. Telefonnummern, persénliche E-Mail-Adressen und
Offnungszeiten werden nicht angeben. Stabile unpersénliche E-Mail-Adressen kdnnen
angegeben werden (z.B. info@xxx.admin.ch). Es wird angegeben, ob die Einsichtnahme (im
Internet) oder der Bezug kostenlos ist.

Bei Internetadressen gibt man in der Regel nicht die genaue Adresse, sondern nur die
Grundadresse an und dann den Pfad (www.xxx.admin.ch > X > Y > Z). Andert die Struktur
won Internetseiten bundesfremder Einheiten oft, so gibt man bloss die Grundadresse an
(www.xkcd.com).

Fir die Formulierung werden die folgenden Textelemente verwendet:

— ... kann im Internet bei ... [Bezeichnung der Stelle] unter ... kostenlos / gegen Bezahlung
abgerufen werden

Beispiel: «Der Nationale Frequenzzuweisungsplan kann beim Bundesamt fir
Kommunikation kostenlos abgerufen werden unter www.bakom.admin.ch > Themen >
Frequenzen & Antennen > Nationaler Frequenzzuweisungsplan.»

— ... kann kostenlos / gegen Bezahlung bezogen werden bei ... [vollstdndiger Name und
Post-, Internet- oder E-Mail-Adresse]

Beispiel: «Der Nationale Frequenzzuweisungsplan kann gegen Bezahlung bezogen werden
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beim Bundesamt fir Kommunikation, Postfach 332, 2501 Biel.»
— ... kann kostenlos eingesehen werden bei ... [vollstdndiger Name und Adresse]

Beispiel: «Der Nationale Frequenzzuweisungsplan kann kostenlos eingesehen werden
beim Bundesamt fir Kommunikation, Zukunftstrasse 44, 2501 Biel.»

Diese Elemente werden in der obigen Reihenfolge moglichst zu einem Satz kombiniert.

120* Wird auf technische Normen verwiesen, die bei der Schweizerischen Normen-Vereinigung
(SNV) eingesehen und bezogen werden koénnen, so ist der Verweis auf die Fundstelle wie folgt
zu formulieren (vgl. den Brief der SNV vom 27. Méarz 2013, BBI 2013 3095):

«Die Normen kénnen kostenlos eingesehen und gegen Bezahlung bezogen werden bei der
Schweizerischen Normen-Vereinigung (SNV), Sulzerallee 70, 8404 Winterthur; www.snv.chy.

* Randziffer geandert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 16. Nov. 2017.

121  Bei wiederholter Zitierung eines Textes im gleichen Artikel wird die Fundstelle nur das erste
Mal aufgefihrt. Innerhalb von Anhangen kann auf die Wiederholung der Fundstelle ebenfalls
verzichtet werden. In den Ubrigen Fallen wiederholter Zitierung wird in einer Fussnote
wahlweise die gesamte Quellenangabe wiederholt oder auf die Fussnote der ersten Zitierung
verwiesen (z.B. «Siehe Fussnote zu Art. 5 Abs. 2 Bst. c.»).

1.5.2.8 Formulierungen fiir die Verweisung auf technische Normen und Ahnliches

122  Gebrauchlich sind folgende Formulierungen:

Art. 4 Grundlegende Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen
! Der Bundesrat legt die grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen fest.

2 Er beriicksichtigt dabei das entsprechende internationale Recht.

Art. 5 Erfiillung der grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen

!'Wer ein Produkt in Verkehr bringt, muss nachweisen konnen, dass es die grundlegenden
Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen erfiillt. Der Nachweis der Konformitét richtet sich
nach den Artikeln 17 und 18 des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 19953 iiber die technischen
Handelshemmnisse.

2 Wird ein Produkt nach den technischen Normen gemiss Artikel 6 hergestellt, so wird vermutet,
dass es die grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen erfiillt.

3 Wer ein Produkt in Verkehr bringt, das den technischen Normen nach Artikel 6 nicht entspricht,
muss nachweisen konnen, dass das Produkt die grundlegenden Sicherheits- und
Gesundheitsanforderungen auf andere Weise erfiillt.

4 Sind keine grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen festgelegt worden, so muss
nachgewiesen werden konnen, dass das Produkt nach dem Stand des Wissens und der Technik
hergestellt worden ist.

Art. 6 Technische Normen

! Das zustindige Bundesamt bezeichnet im Einvernchmen mit dem Staatssekretariat fiir Wirtschaft
(SECO) die technischen Normen, die geeignet sind, die grundlegenden Sicherheits- und
Gesundheitsanforderungen nach Artikel 4 zu konkretisieren.

2 Soweit mdglich bezeichnet es international harmonisierte Normen.

3 Es veroffentlicht die technischen Normen mit Titel sowie Fundstelle oder Bezugsquelle im
Bundesblatt.
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123

4 Es kann unabhingige schweizerische Normenorganisationen beauftragen, technische Normen zu
schaffen.

3 SR 946.51

> AS 2010 2573

Far weitere Beispiele vgl.:

— Art. 4 von AS 2006 5753 i. V. m. den Art. 5, 9 und 11 Abs. 2 von AS 2007 39; wgl. auch AS
2011 1077 (insb. Art. 4 und Anhang 1)

— Art. 4 und 5 von AS 2009 6243 (vgl. BBI 2011 2569)

— Art. 15von AS 2003 4487 i. V. m. Art. 8 von AS_2003 4515 und mit den Art. 2 und 13 von
AS 2006 2309

— Art. 38 von AS 7995 1469 (SR 817.0) i. V. m. AS_2005 5451 (div. Delegationsnormen) und
mit AS 2005 6487

1.5.2.9 Besondere Bestimmungen fiir die Verweisung auf EU-Recht

1.5.2.9.1 Einfihrung

124* Nutzliche Informationen zu formalen Aspekten bei der Ubernahme von EU-Recht finden sich

125

189

auf den Internetseiten_der BK. Nutzliche allgemeine Informationen, beispielsweise zu den
Organen und Einrichtungen der EU, enthalt EUR-Lex, die Zugangsplattform zum EU-Recht.

* Randziffer gedndert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 18. Mai 2017.

Die Bezeichnung eines Rechtsakts enthalt eine Nummer, bestehend aus der Jahreszahl, einer
laufenden Nummer sowie der Abktrzung fir den Griindungsvertrag oder dessen Teil, gemass
dem der betreflende Rechtsakt erlassen wurde. Die Abklrzung ist «EU», «EG» oder
«EWG» («EG» wurde bis 30.11.2009, «<EWG» bis ca. 1993 verwendet). Bisweilen kommt
auch eine andere Abklrzung vor, z.B. «JI» («Justiz und Inneres») zur Bezeichnung wvon
Rechtsakten, die gemass Titel VI des EU-Vertrags (in der Fassung vor dem Lissabonner
Vertrag) erlassen wurden. Zudem kann die Reihenfolge der Angaben variieren. Steht die
laufende Nummer vor der Jahreszahl, so wird ihr die Bezeichnung «Nr.» vorangestellt. Die
Jahreszahl wird bis und mit 1998 zweistellig (z.B. «93» fir 1993) angegeben, ab 1999
vierstellig (z.B. «2006»).

Fir Bundesbeschlisse im Zusammenhang mit Schengen/Dublin vwgl. die Sonderregeln in
Anhang 2 (Rz. 367).

1.5.2.9.2 Ausgestaltung von Verw eisen
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1.5.2.9.2.1 Wiedergabe der Titel von EU-Rechtsakten

126

Bei der Wiedergabe des Titels eines EU-Rechtsakts ist auf Vollstandigkeit zu achten.
Angaben wie «... (Neufassung)» oder «... (kodifizierte Fassung)», die Teil des offiziellen Titels
sind, sowie offizielle Kurztitel wie «... (Flugsicherungsdienste-Verordnung)» mussen in den
schweizerischen Verweis aufgenommen werden. Dagegen ist der haufig vorkommende
Klammerhinweis «(Text von Bedeutung fir den EWR)» wegzulassen.

Beispiel:

Richtlinie 2011/65/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur
Beschrankung der Verwendung bestimmter gefdhrlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgerdten
(Neufassung), ABIL. L 174 vom 1.7.2011, S. 88.

1.5.2.9.2.2 Was gehort in den Fliesstext, w as in die Fussnote?

127

128

Im Fliesstext schweizerischer Erlasse werden EU-Rechtsakte grundséatzlich in der Kurzform
(Art des Rechtsakts mit seiner Nummer) zitiert. Alles andere (vollstandiger Titel, Fundstelle im
Amtsblatt der EU [ABI.], allfdllige Anderungsrechtsakte) gehért in die Fussnote.

Verweise in Kurzform fir die beiden haufigsten EU-Rechtsakte, die Verordnung und die
Richtlinie, setzen sich im Fliesstext wie folgt zusammen (franzésische und italienische
Erlasstexte des Landesrechts folgen hier teilweise anderen Regeln):

bei Richtlinien: Art des Rechtakts («Richtlinie», «Durchfihrungsrichtlinie» oder «Delegierte
Richtlinie»); Nummer, bestehend aus Jahreszahl, laufender Nummer sowie Abkirzung «EU»,
«EG» oder «<EWG».

Beispiele:

— Richtlinie 2009/160/EU

— Richtlinie 2004/43/EG

— Durchfiihrungsrichtlinie 2011/60/EU

bei Verordnungen: Art des Rechtsakts («Verordnung», «Durchfiihrungsverordnung» oder
«Delegierte Verordnung»); Nummer, bestehend aus Abklrzung in Klammern «(EU)», «(EG)»
oder «(EWG)», Abklirzung «Nr.», laufender Nummer und Jahreszahl.

Beispiele:

— Verordnung (EU) Nr. 1198/2009

— Verordnung (EWG) Nr. 1408/71

— Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2010

Verweise in Kurzform auf andere Typen wvon EU-Rechtsakten, z.B. auf Beschlliisse oder
Dokumente der Europaischen Kommission, folgen den gleichen Regeln. Mass-
gebend ist jeweils der Titel des Rechtsakts gemass ABI. der EU.

Beispiele:
— Beschluss 2009/911/EU
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129

130

131

— Beschluss Nr. 1639/2006/EG

— Beschluss 2009/371/JI

— Durchfuhrungsbeschluss 2012/461/EU
— Empfehlung K(2008) 2976 endg.

In der Bezeichnung «delegierte Verordnung/Richtlinie» schreibt man «delegiert» im Prinzip
klein. In der Regel ist dieses Wort jedoch der Anfang des Titels eines EU-Rechtsakts; in
diesen Fallen wird es grossgeschrieben.

Der wllstandige Titel des EU-Rechtsakts und alle anderen Elemente stehen in der Fussnote.
Zur Gestaltung der Fussnoten vergleiche die Randziffern 147, 148 und 149.

Beispiel:

Als persistent, bioakkumulierbar und toxisch (PBT) gelten Stoffe, die die Kriterien nach Anhang
XIII Kapitel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 erfiillen.

3 Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember
2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschrinkung chemischer Stoffe (REACH), zur
Schaffung einer Europdischen Agentur fiir chemische Stoffe, zur Anderung der Richtlinie 1999/45/
EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG)

Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EW G des Rates sowie der Richtlinien 91/155/
EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission, ABIL. L 396 vom 30.12.2006,
S. 1; zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) Nr. 453/2010, ABIL. L 133 vom 31.5.2010, S. 1.

=> *AS 2010 5223, Art. 6a Ziff. 1

Die ausfuhrliche Verweisung ist die Regel in Tabellen oder Listen, insbesondere in Anhangen
wvon Erlassen des Landesrechts, die EU-Rechtsakte auflisten. Ausnahmsweise kann auch im
Fliesstext ausfiihrlich verwiesen werden, wenn der Titel des betreffenden EU-Rechtsakts kurz
ist und die verweisende Norm Ubersichtlich sowie in allen drei Sprachfassungen gut lesbar
bleibt.

Verweise in ausfuhrlicher Form setzen sich wie folgt zusammen:

bei Richtlinien. Art des Rechtsakts («Richtlinie»; «delegierte Richtlinie» oder
«Durchfihrungsrichtlinie»); Nummer, bestehend aus Jahreszahl, laufender Nummer sowie
Abklrzung «EU», «<EG» oder «kEWG»; Urheber; Verabschiedungsdatum; Inhaltsangabe.

Beispiele:

— Richtlinie 2009/160/EU der/des ... vom ... Uber ...

— Richtlinie 2004/43/EG der/des ... vom ... zur ...

— Durchfiihrungsrichtlinie 2011/60/EU der/des ... vom ... Uber ...

bei Verordnungen: Art des Rechtsakts («Verordnung», «Durchfiihrungsverordnung» oder
«Delegierte Verordnung»); Nummer, bestehend aus Abkurzung in Klammern «(EU)», «(EG)»
oder «(EWG)», Abkurzung «Nr.», laufender Nummer und Jahreszahl; Urheber;
Verabschiedungsdatum; Inhaltsangabe.

Beispiele:
— Verordnung (EU) Nr. 1198/2009 der/des ... vom ... Uber ...
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— Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 der/des ... vom ... zur...
— Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2010 der/des ... vom ... Uber ...

Anmerkung: Die Interpunktion in den Titeln von EU-Rechtsakten (z.B. allféllige Kommas beim
Datum) ist nicht ganz einheitlich. Man halt sich an die Fassung geméss dem ABI.

Zusatzlich zu den in Randziffer 131 erwahnten Elementen werden die Fundstelle im ABI. und
allfallige Anderungsrechtsakte angegeben.
Diese stehen:

— wenn der Verweis in einer Tabelle oder Liste steht: direkt anschliessend an die Angaben
gemass Randziffer 131;

— wenn der Verweis im Fliesstext steht: in einer Fussnote.

Beispiel fir die Darstellung in einer Tabelle:

Kategorie EU-Erlass

5. zum menschlichen Verzehr Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europdischen Parla-

bestimmte Erzeugnisse ments und des Rates vom 29. April 2004 mit besonderen

tierischen Ursprungs Verfahrensvorschriften fiir die amtliche Uberwachung von zum
menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen
Ursprungs, ABL. L 139 vom 30.4.2004, S. 206; zuletzt gedndert
durch Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 739/2011, ABL L 196
vom 28.7.2011, S. 3.

= *AS 2011 3729, Anhang 1 Kap. 2

Beispiel fur die Darstellung im Fliesstext:

2 Ausgenommen sind Fischereierzeugnisse aus Muscheln, Stachelhdutern, M anteltieren und
M eeresschnecken, welche die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004° mit spezifischen Hygienevorschriften fiir
Lebensmittel tierischen Ursprungs erfiillen.

> ABL L 139 vom 30.4.2004, S. 55; zuletzt geindert durch Verordnung (EU) Nr. 16/2012, ABL L 8
vom 12.1.2012, S. 29.

1.5.2.9.2.3 Wie verw eisen, w enn ein EU-Rechtsakt in einem Erlass mehrfach zitiert wird?

133

Wird ein EU-Rechtsakt in einem Erlass mehrfach zitiert, so gibt man an der ersten
Verweisstelle die Kurzform oder den ausfihrlichen Verweis an; im letzteren Fall fihrt man die
Kurzform in Klammer ein.

Alle folgenden Verweise werden in der Kurzform ausgestaltet. Dabei wird in der Fussnote nur
noch auf die erste Verweisstelle verwiesen (z.B. «Siehe Fussnote zu Art. 5 Abs. 2 Bst. c.»).

Beispiel:

! Ein Lebensmittel nach Artikel 1 darf nur in die Schweiz eingefiihrt werden, wenn es von einer
Erkldrung nach Anhang I der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 961/20113 begleitet wird.
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135*

3 Siche Fussnote zu Art. 1a Abs. 1.

= *AS 2012 455, Art. 2

Bei Mehrfachzitierung eines EU-Rechtsakts kann anstelle des Kurzform-Verweises auch ein
offizieller, d. h. im Titel des Rechtsakts explizit genannter Kurztitel verwendet werden. Dabei
sind folgende Regeln zu beachten:

— Der im ABI. enthaltene Kurztitel ist durch das Kirzel «kEU-» zu erganzen, um mdgliche
Verwechslungen insbesondere mit Verordnungen und Richtlinien des Landesrechts zu
vermeiden (also z.B. «EU-Richtlinie Uber die Eisenbahnsicherheit» statt «Richtlinie Uber

die Eisenbahnsicherheit»1 ). Das Kirzel lautet immer «EU-», auch wenn der Rechtsakt in
seinem offiziellen Titel noch das Kurzel <EWG» oder «<EG» tragt.

— Offizielle Kurztitel diirfen nicht verwendet werden, wenn sie zu allgemein gehalten sind. So

ware z.B. «EU-Agenturverordnung» fir die Verordnung (EG) Nr. 1335/20082 zu

unspezifisch, weil es in der EU viele Agenturen und viele entsprechende Verordnungen
gibt.

— Um Verwechslungen auszuschliessen, ist darauf zu achten, dass in der Schweiz kein
gleich oder ahnlich lautender Rechtsakt existiert.

Diese Kurztitel sollten der Sektion_Terminologie der BK gemeldet werden, damit diese sie in
die Datenbank TERMDAT aufnimmt.

Fir die Fussnoten zur zweiten und allen folgenden Nennungen des EU-Rechtsakts gelten
dieselben Regeln wie bei der Verwendung der Kurzform (Rz. 133 zweiter Absatz und Rz. 136).

* Randziffer geandert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 29. Juni 2015.

Ausnahmsweise darf, wenn Uberzeugende Griinde daflr sprechen, auch ein inoffizieller, d. h.
im Titel des Rechtsakts nicht genannter Kurztitel, z.B. «EU-Aufzugsrichtlinie» (statt
«Richtlinie 95/16/EG»), verwendet werden. Eine solche Ausnahme ist insbesondere dann in
Betracht zu ziehen, wenn im konkreten schweizerischen Erlass auf mehrere EU-Rechtsakte
verwiesen wird und die Verwendung von Kurztiteln anstelle der Ublichen Kurzform-Verweise die
Unterscheidung erleichtert. Dabei sind folgende Regeln zu beachten:

— Der Kurztitel muss das Kirzel «EU-»enthalten, um mdogliche Verwechslungen
insbesondere mit Verordnungen und Richtlinien des Landesrechts zu vermeiden (also «EU-
Seilbahnrichtlinie» und nicht bloss «Seilbahnrichtlinie» oder «EU-Ausweisverordnung» und
nicht bloss «Ausweisverordnung»). Auch hier lautet das Kurzel immer EU.

— Der gewahlte Kurztitel muss dem Inhalt des zitierten EU-Rechtsakts entsprechen.

— Um Verwechslungen auszuschliessen, ist darauf zu achten, dass in der Schweiz und in
der EU kein gleich oder ahnlich lautender Rechtsakt existiert.

Diese Kurztitel sollten der Sektion_Terminologie der BK gemeldet werden, damit diese sie in
die Datenbank TERMDAT aufnimmt.

Fir die Fussnoten zur zweiten und allen folgenden Nennungen des EU-Rechtsakts gelten
dieselben Regeln wie bei der Verwendung der Kurzform (Rz. 133 zweiter Absatz und Rz. 136).

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei


https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/455.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/455.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/455.pdf
mailto:termdat@bk.admin.ch
mailto:termdat@bk.admin.ch
https://www.termdat.bk.admin.ch/Search/Search
mailto:termdat@bk.admin.ch
mailto:termdat@bk.admin.ch
https://www.termdat.bk.admin.ch/Search/Search

1. Kapitel Neue Verordnung oder Totalrevision einer Verordnung 34

* Randziffer geandert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 29. Juni 2015.

136 Wird ein EU-Rechtsakt bereits im Ingress angefiihrt, so enthalten spatere Verweise auf diesen
Rechtsakt keine Fussnote mehr (vgl. Rz. 108).

Beispiel:

Der Schweizerische Bundesrat,

gestiitzt auf Artikel ...,

in Ausfiihrung des Abkommens vom ...2 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der
Européischen Gemeinschaft iiber ..., insbesondere der Verordnung (EWG) Nr. 79/88? in der fiir die
Schweiz geméss Ziffer 3 des Anhangs zu diesem Abkommen jeweils verbindlichen

Fassung,

verordnet:

Art. 4

Die Mindesteigenschaften geméss Anhangl Ziffer | Buchstabe A der Verordnung (EWG)
Nr. 79/88 gelten auch fiir ...

2 SR 0.999.999.9

3 Verordnung (EWG) Nr. 79/88 der Kommission vom 13. Januar 1988 zur Festsetzung von Qualitits-

normen fiir Kopfsalat, krause Endivie und Eskariol sowie fiir Gemisepaprika.

1.5.2.9.2.4 Mehrfachverw eise im gleichen Artikel

137 Wird in einem Artikel mehrfach auf denselben EU-Rechtsakt verwiesen, so wird — auch wenn
die ausfiihrliche Verweisung praktiziert wird — ab dem zweiten Verweis nur noch die Kurzform
angegeben. Die Fussnote wird nur beim ersten Verweis gesetzt.

Beispiel:

2 Fiir Sendungen, die zur Einlagerung in eine Freizone, ein Freilager oder ein Zolllager in einem
Mitgliedstaat der Européischen Union bestimmt sind, gilt Artikel 12 der Richtlinie 97/78/EG des
Rates vom 18. Dezember 19978 zur Festlegung von Grundregeln fiir die Veterinirkontrollen von
aus Drittldndern in die Gemeinschaft eingefiihrten Erzeugnissen.

3 Fiir Sendungen, die fiir einen nach Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 97/78/EG
zugelassenen Betreiber mit Domizil in der Européischen Union bestimmt sind, gelten die Artikel 12
und 13 dieser Richtlinie.

8 ABL L 24 vom 30.1.1998, S. 9; zuletzt gedndert durch Richtlinie 2006/104/EG, ABL L 363 vom
20.12.2006, S. 352.

1.5.2.9.3 Zitierung der Schengen- oder Dublin-Assoziierungsabkommen in Verordnungen (Gesamtpaket)
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1.5.2.9.3.1 1. Einleitende Bemerkungen

367

Es gibt zu Schengen und zu Dublin je ein Hauptabkommen zwischen der Schweiz und der
EU/EG. Dafiir werden oft die Kurztitel «das Schengen-Assoziierungsabkommeny und «das
Dublin-Assoziierungsabkommen» oder die entsprechenden Abkurzungen «SAA» und «DAA»
verwendet (wgl. Botschaft «Bilaterale ll», BBl 2004 5965, 5981)

Zum Schengen/Dublin-Paket gehdren aber noch weitere, rechtlich mit dem jeweiligen
Hauptabkommen verknipfte Abkommen, namlich:

ein Ubereinkommen mit Norwegen und Island zu Schengen und zu Dublin,
ein Abkommen mit Danemark zu Schengen,

ein Protokoll zum DAA betreffend Danemark,

je ein Protokoll zum SAA und zum DAA betreffend den Beitritt Liechtensteins.

Fir die Gesamtpakete verwendet man in der Regel ebenfalls die Kurztitel «die Schengen-
Assoziierungsabkommen» bzw. «die Dublin-Assoziierungsabkommen». Der gleiche Kurztitel
bezeichnet also einmal (im Singular) ein einzelnes Abkommen, einmal (im Plural) ein ganzes
Paket von Abkommen.

Bei der Verwendung des Kurztitels muss daher immer deutlich sein, ob der Singular oder der
Plural gemeint ist. Es sollte wie folgt zitiert werden:

Kurztitel fir die Gesamtpakete:

Der Kurztitel «die Schengen-Assoziierungsabkommen» wird als Oberbegriff fir das
Gesamtpaket der Abkommen zu Schengen verwendet, der Kurztitel «die Dublin-
Assoziierungsabkommeny als Oberbegriff flir das Gesamtpaket der Abkommen zu Dublin.
Zur Zitierweise vgl. Rz. 368, 369, 370 und 371).

Abklirzung fur die Einzelabkommen:

Will man nur auf das jeweilige Hauptabkommen einzeln verweisen, so verwendet man die
Abkurzung «SAA» bzw. «DAA». Dabei ist aber zu beachten, dass die Abkirzung «SAA»
bzw. «DAA» bei der erstmaligen Zitierung zunachst eingefuhrt wird. Zur Zitierweise vgl. Rz.
374.

1.5.2.9.3.2 2. ImIngress

370

Im

Ingress won Verordnungen wird nicht auf die Schengen- und die Dublin-

Assoziierungsabkommen verwiesen; es wird nur auf Landesrecht (im Normalfall also auf die
einschlagige gesetzliche Grundlage) verwiesen.

1.5.2.9.3.3 3. In einem Artikel

371

Wird in einem Artikel der Kurztitel zitiert, so wird in einem zuséatzlichen Absatz eine Brlicke
zum Anhang gebaut. Es wird keine Fussnote gesetzt.

Beispiel:

Art. 1
! Diese Verordnung regelt die Einreise sowie die Visumerteilung an Auslénderinnen und Auslénder.

2Sie gilt, soweit die Schengen-Assoziierungsabkommen keine abweichenden Bestimmungen
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enthalten.

3 Die Schengen-Assoziierungsabkommen sind in Anhang 1 aufgefiihrt.

= AS 2008 5441
Zur Gestaltung des Anhangs wgl. Rz. 377, 378 und 379.

Kommt der eingefiihrte Kurztitel in einem weiteren Artikel des Erlasses vor, so muss dort in
einer Fussnote auf den Anhang verwiesen werden.

Beispiel:

2 Es [Das BFM] gibt den Behorden des Bundes, der Kantone und der Gemeinden die Statistiken
ab, die sie fir die Erfiillung ihrer Aufgaben nach [...] sowie nach den Schengen-
Assoziierungsabkommen' und den Dublin-Assoziierungsabkommen? bendtigen.

I Diese Abkommen sind in Anh. 4 Ziff. 1 aufgefiihrt.
2 Diese Abkommen sind in Anh. 4 Ziff. 2 aufgefiihrt.

= AS 2008 5421, Ziff. I/1 Art. 20

1.5.2.9.3.4 4. Zitierw eise eines Hauptabkommens im Bereich Schengen/Dublin

372 Die Zitierweise folgt den Ublichen Regeln der GTR (wvgl. Rz. 96-112). Im Erasstext wird der
wollsténdige Erlasstitel aufgefuhrt. In der Fussnote wird die SR-Referenz angegeben.

373 Die einzelnen Abkommen zu Schengen/Dublin sind nach den Mustern unter Rz. 377, 378 und
379 zu zitieren.

374  Will man nur auf das jeweilige Hauptabkommen einzeln verweisen, so wird bei der erstmaligen
Zitierung der wollstandige Erlasstitel aufgefihrt und in der Fussnote die SR-Referenz
angegeben.

Kommt der Verweis auf das entsprechende Hauptabkommen mehrmals vor, so kann die
Abkirzung «SAA» bzw. «DAA» zunachst eingefihrt und bei jeder weiteren Zitierung im
Erlasstext verwendet werden (vgl. Rz. 367). In einer Fussnote ist jeweils die SR-Referenz
anzugeben.

1.5.2.9.3.5 Gestaltung des Anhangs

377 Fir die Schengen-Assoziierungsabkommen wird der Anhang nach dem folgenden Beispiel
gestaltet:

Anhang

(Att. 4 Abs. 2015

Schengen-Assoziierungs abkommen
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© ® N . w» A

a.

Die Schengen-Assoziierungsabkommen umfassen:

Abkommen vom 26. Oktober 2004* zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der
Europédischen Union und der Europédischen Gemeinschaft {iber die Assoziierung dieses
Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands;

Abkommen vom 26. Oktober 2004° in Form eines Briefwechsels zwischen dem Rat der
Européischen Union und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber die Ausschiisse, die
die Europdische Kommission bei der Ausiibung ihrer Durchfithrungsbefugnisse
unterstiitzen;

Vereinbarung vom 22. September 2011° zwischen der Europdischen Union sowie der
Republik Island, dem Fiirstentum Liechtenstein, dem Konigreich Norwegen und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber die Beteiligung dieser Staaten an der Arbeit der
Ausschiisse, die die Europdische Kommission bei der Ausiibung ihrer
Durchfiihrungsbefugnisse in Bezug auf die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des
Schengen-Besitzstands unterstiitzen;

Ubereinkommen vom 17. Dezember 2004’7 zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft, der Republik Island und dem Konigreich Norwegen iiber die
Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands und {iiber die
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zusténdigen Staates fiir die Priifung eines in
der Schweiz, in Island oder in Norwegen gestellten Asylantrags;

Abkommen vom 28. April 20058 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
dem Koénigreich Dénemark iiber die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung derjenigen
Teile des Schengen-Besitzstands, die auf Bestimmungen des Titels IV des Vertrags zur
Griindung der Européischen Gemeinschaft basieren;

Protokoll vom 28. Februar 2008° zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der
Européischen Union, der Europiischen Gemeinschaft und dem Fiirstentum Liechtenstein
iiber den Beitritt des Fiirstentums Liechtenstein zu dem Abkommen zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft, der Europédischen Union und der Européischen
Gemeinschaft iiber die Assoziierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der
Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands.

SR 0.362.31
SR 0.362.1
SR 0.362.11
SR 0.362.32
SR 0.362.33
SR 0.362.311

378 Fr die Dublin-Assoziierungsabkommen wird der Anhang nach dem folgenden Beispiel

gestaltet:

a.

Anhang 4
(Art. 1 Abs. 2)

Dublin-Assoziierungs abkommen

Die Dublin-Assoziierungsabkommen umfassen:

Abkommen vom 26. Oktober 20042 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Europdischen Gemeinschaft liber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des
zustdndigen Staates fiir die Priifung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz
gestellten Asylantrags (DAA);

Ubereinkommen vom 17. Dezember 2004% zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft, der Republik Island und dem Konigreich Norwegen iiber die
Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands und iiber die
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379

375

376

Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zustidndigen Staates fiir die Priifung eines in
der Schweiz, in Island oder in Norwegen gestellten Asylantrags;

c.  Protokoll vom 28. Februar 2008% zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der
Europédischen Gemeinschaft und dem Fiirstentum Liechtenstein zu dem Abkommen
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europiischen Gemeinschaft iiber
die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zusténdigen Staates fiir die Priifung eines
in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten Asylantrags;

d.  Protokoll vom 28. Februar 2008%° zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der
Européischen Gemeinschaft und dem Fiirstentum Liechtenstein iiber den Beitritt des
Fiirstentums Liechtenstein zu dem Abkommen zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und der Europdischen Gemeinschaft iiber die Kriterien und Verfahren
zur Bestimmung des zusténdigen Staates fiir die Priifung eines in einem M itgliedstaat oder
in der Schweiz gestellten Asylantrags.

%2 SR 0.142.392.68
63 SR 0.362.32

64 SR 0.142.393.141
5 SR 0.142.395.141

Werden in einem Erlass sowohl die Schengen- als auch die Dublin-Assoziierungsabkommen
zitiert, so kénnen die oben angefihrten Listen (Bsp. in Rz. 377 und Rz. 378 in einem einzigen
Anhang zusammengefasst werden.

= AS 2008 5421 5435

Zur Bezeichnung der an Schengen beteiligten Staaten ist folgende Formulierung zu
verwenden:

«Staaten, die durch eines der Schengen-Assoziierungsabkommen gebunden sind»

Zur Bezeichnung der an Dublin beteiligten Staaten gilt entsprechend folgende Formulierung:

«Staaten, die durch eines der Dublin-Assoziierungsabkommen gebunden sind»

Werden die an Schengen bzw. an Dublin beteiligten Staaten mehrmals erwahnt, so kann die
Kurzform «Schengen-Staaten» bzw. «Dublin-Staaten» als Klammerdefinition (vgl. Rz. 34, 35
und 36) zunachst eingefiihrt und im weiteren Erlasstext (ohne Fussnote oder Verweis auf den
Anhang, in dem die Assoziierungsabkommen aufgelistet sind) verwendet werden.

Beispiel:

Art. 40 Abs. 1 und 4

! Wer Feuerwaffen und die dazugehdrige M unition voriibergehend aus einem Staat, der durch eines
der Schengen-Assoziierungsabkommen gebunden ist (Schengen-Staat), in das schweizerische
Staatsgebiet verbringen will, muss zusammen mit dem Gesuch nach Artikel 39 den Européischen
Feuerwaffenpass vorlegen.

4 Die Schengen-Assoziierungsabkommen sind in Anhang 3 aufgefiihrt.

Art. 41 Abs. 1

! Wer im Rahmen der Titigkeit als Sicherheitsbegleiter von Werttransporten oder von Personen
Feuerwaffen und die dazugehorige Munition aus einem Staat, der kein Schengen-Staat ist, in das
schweizerische Staatsgebiet verbringen und wieder ausfithren will, bendtigt dafiir nur eine
Bewilligung fiir voriibergehendes Verbringen.
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Art. 46 Abs. 1

I Wer im Reiseverkehr Feuerwaffen oder wesentliche Waffenbestandteile voriibergehend in einen
Schengen-Staat ausfiihren will, muss ein Gesuch um Ausstellung des Européischen
Feuerwaffenpasses stellen.

> AS 2008 5525

1.5.2.9.4 Umgang mit der Dynamik des EU-Rechts (statische Verw eisung)

138

139

EU-Rechtsakte werden haufig gedndert. In Verweisen im schweizerischen Recht ist genau
anzugeben, welche Anderungen eines EU-Basisrechtsakts (dieser Ausdruck entspricht dem
im schweizerischen Recht und in den GTR-Bestimmungen ausserhalb dieses Kapitels
verwendeten Ausdruck «Grunderlass») beriicksichtigt werden (statischer Verweis). Im
Fliesstext des schweizerischen Erlasses wird jeweils nur auf den EU-Basisrechtsakt
verwiesen. In der Fussnote wird angegeben, welche Anderungen des Basisrechtsakts fiir die
Schweiz gelten.

Statischer Verweis: die Bezugnahme auf einen Text in einer ganz bestimmten Fassung (d. h.
mit einem bestimmten Datum); dynamischer Verweis: die Bezugnahme auf einen Text in
dessen jeweils geltender Fassung, d.h. einschliesslich spaterer Anderungen. Vgl.
Gesetzgebungsleifaden, Rz. 743.

Es sind 4 Falle denkbar:

— Der EU-Rechtsakt wurde einmal oder mehrmals geandert oder auch nicht. Fir die Schweiz
soll nur der Basisrechtsakt massgebend sein (Rz. 140).

— Der EU-Rechtsakt wurde mehrmals geandert. Fir die Schweiz sollen samtliche
Anderungen oder samtliche Anderungen bis zu einem bestimmten Zeitpunkt massgebend
sein (Rz. 141 und 142).

— Der EU-Rechtsakt wurde einmal oder mehrmals geandert. Fir die Schweiz sollen nur
einzelne Anderungen massgebend sein (Rz. 143 und 144).

— Der EU-Rechtsakt wurde einmal oder mehrmals geandert oder auch nicht. Fir die Schweiz
ist jeweils diejenige Fassung massgebend, die in einem Wlkerrechtlichen Vertrag
festgelegt ist (Rz. 145).

1.5.2.9.4.1 1. Abschnitt Nennung des Basisrechtsakts

140

Der Verweis wird in der dazugehérigen Fussnote durch die Angabe der Fundstelle im ABI. und
durch den Zusatz «Fassung gemass ABI. ...» als statisch gekennzeichnet.

Die Prazisierung «Fassung gemass» ist notwendig, damit eindeutig klar ist, dass es sich um
einen statischen Verweis handelt. In den von der EU publizierten Rechtsakten wird seit 2008
nicht mehr auf die letzte Anderung dieser Rechtsakte hingewiesen. Sofern nicht anders
angegeben, beziehen sich Verweise auf Rechtsakte innerhalb der EU auf deren jeweils
geltende Fassung und sind damit dynamische Verweise. Mit dem Zusatz «Fassung gemass»
wird verhindert, dass Verweise auf einen EU-Basisrechtsakt im Landesrecht als dynamisch
missverstanden werden.
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Beispiel Kurzform-Verweis:

2 Fiir Sendungen, die zur Einlagerung in eine Freizone, ein Freilager oder ein Zolllager in einem
Mitgliedstaat der Europdischen Union bestimmt sind, gilt Artikel 12 der Richtlinie 97/78/EG°.

% Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln fiir die
Veterindrkontrollen von aus Drittlindern in die Gemeinschaft eingefiihrten Erzeugnissen, Fassung
geméss ABL L 24 vom 30.1.1998, S. 9.

Beispiel ausflhrlicher Verweis

2 Fiir Sendungen, die zur Einlagerung in eine Freizone, ein Freilager oder ein Zolllager in einem
Mitgliedstaat der Européischen Union bestimmt sind, gilt Artikel 12 der Richtlinie 97/78/EG des
Rates vom 18. Dezember 1997° zur Festlegung von Grundregeln fiir die Veterinirkontrollen von
aus Drittlandern in die Gemeinschaft eingefiihrten Erzeugnissen.

° Fassung gemiss ABL. L 24 vom 30.1.1998, S. 9.

1.5.2.9.4.2 2. Abschnitt Nennung der letzten massgeblichen Anderungen

141 Im Fliesstext wird der EU-Basisrechtsakt zitiert. In der Fussnote wird die Fundstelle im ABI.
und anschliessend mit der Formel «zuletzt geandert durch ...» der letzte fir die Schweiz
massgebende Anderungsrechtsakt in Kurzform und mit Fundstelle im ABI. angegeben:

Beispiel Kurzform-Verweis:

! Vorbehaltlich anderer Bestimmungen erfolgen die Kontrollen nach den technischen Bestimmungen
der Kapitel I-V der Verordnung (EG) Nr. 882/20048,

18 Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004
iiber amtliche Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts
sowie der Bestimmungen tiiber Tiergesundheit und Tierschutz, ABlL. L 165 vom 30.4.2004, S. 1;
zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) Nr. 208/2011, ABI. L 58 vom 3.3.2011, S. 29.

= AS 2011 5409, Art. 71

Beispiel ausfuhrlicher Verweis:

Vorbehaltlich anderer Bestimmungen erfolgen die Kontrollen nach den technischen Bestimmungen
der Kapitel I-V der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004'8 {iber amtliche Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung des Lebensmittel-
und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen iiber Tiergesundheit und Tierschutz.

18 ABL L 165 vom 30.4.2004, S. 1; zuletzt gedindert durch Verordnung (EU) Nr. 208/2011, ABI. L 58
vom 3.3.2011, S. 29.

Fiar die Zwecke des Verweises im schweizerischen Erlass bedeutet die Formel «zuletzt
geandert durch ...» nicht — oder nicht notwendig —, dass es sich bei dem angefiihrten
Anderungsrechtsakt um die letzte in der EU geltende Anderung handelt. Vielmehr besagt die
Formel im Sinne des statischen Verweises (wgl. Fussnote zu Rz. 138), dass es sich um die
letzte Anderung handelt, welche die Schweiz als firr sie massgebend erklart.
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142 Wird auf einen EU-Rechtsakt verwiesen, der nur einmal geandert wurde, oder ist fir die

Schweiz nur eine Anderung massgebend, so folgt die Zitierweise gemass Rz. 143 und 144

(Nennung der Anderung mit «geéndert durchy).

1.5.2.9.4.3 3. Abschnitt Nennung aller massgeblichen Anderungen

143

144

In der Fussnote werden anschliessend an die Angaben zum EU-Basisrechtsakt die fir die
Schweiz massgebenden Anderungsrechtsakte in der Kurzform und mit Angabe der Fundstelle
im ABI. aufgelistet. Diese werden mit der Formel «geandert durch ...» eingefihrt.

Beispiel Kurzform-Verweis3:

Die Bekdmpfung der spongiformen Enzephalopathien von Tieren der Rinder-, Schaf- und
Ziegengattung richtet sich nach der Verordnung (EG) Nr. 999/2001'!,

1" Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit
Vorschriften zur Verhiitung, Kontrolle und Tilgung bestimmter transmissibler spongiformer
Enzephalopathien, ABI. L 147 vom 31.5.2001, S. 1;
gedndert durch:

— Verordnung (EG) Nr. 1248/2001, ABL. L 173 vom 27.6.2001, S. 12;
— Verordnung (EG) Nr. 270/2002, ABL L 45 vom 15.2.2002, S. 4.

Beispiel ausfuhrlicher Verweis:

Die Bekdmpfung der spongiformen Enzephalopathien von Tieren der Rinder-, Schaf- und
Ziegengattung richtet sich nach der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 22.Mai 2001'" mit Vorschriften zur Verhiitung, Kontrolle und Tilgung
bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopathien:

11 ABL L 147 vom 31.5.2001, S. 1; gedindert durch:
— Verordnung (EG) Nr. 1248/2001, ABL L 173 vom 27.6.2001, S. 12;
— Verordnung (EG) Nr. 270/2002, ABL L 45 vom 15.2.2002, S. 4.

Ist ein EU-Rechtsakt sehr haufig gedndert worden und sind fir die Schweiz nicht alle
Anderungen massgebend, so kann die Auflistung in einem Anhang (auf den im Erlasskérper
naturlich verwiesen werden muss, vgl. Rz. 69) eine praktikable Losung sein.

1.5.2.9.4.4 4. Abschnitt Verw eis auf die in einem Staatsvertrag festgelegte Fassung

145

In die meisten bilateralen Abkommen mit der EU sowie in bestimmte andere \Olkerrechtliche
Vertrage werden EU-Rechtsakte aufgenommen. Dies geschieht im Allgemeinen durch
statische Verweise auf EU-Recht. Die Verweise auf EU-Rechtsakte kénnen entweder zum Ziel
haben, diese Rechtsakte in den Staatsvertrag zu integrieren (z.B. im Abkommen vom 21. Juni
1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europaischen Gemeinschatft
Uber den Luftverkehr, SR 0.748.127.192.68) oder die Schweiz zu werpflichten, Regeln
anzuwenden, die mit denjenigen der EU gleichwertig sind (z.B. im Abkommen vom 21. Juni
1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europaischen Gemeinschatft
Uber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, SR 0.976.026.81 oder im Abkommen
vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europaischen
Gemeinschaft Gber den Giter- und Personenverkehr auf Schiene und Strasse, SR 0.740.72).

Unabhangig von der Art, wie sich ein Abkommen auf EU-Recht bezieht, kann man in Erlassen
des Landesrechts auf die fur die Schweiz jeweils verbindliche Fassung von EU-Rechtsakten
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verweisen, indem man nicht direkt die Fundstelle im ABI. und die verbindliche Fassung eines
EU-Rechtsakts angibt, sondern die Stelle des Abkommens (z.B. einen Anhang) zitiert, an der
diese Fassung festgelegt ist. Da damit auf fir die Schweiz geltendes Staatsvertragsrecht
verwiesen wird, darf der Verweis dynamisch ausgestaltet werden. Erst der Verweis im
Abkommen verweist auf einen Text ausserhalb des geltenden Bundesrechts; dieser Verweis
muss daher statisch abgefasst sein.

Diese Verweisungsform setzt wvoraus, dass der Rechtsakt, auf den verwiesen wird, leicht
auffindbar ist, z.B. weil der Anhang des betreffenden bilateralen Abkommens durchnummeriert
ist und auf die Gliederungseinheit verwiesen werden kann, unter welcher der Rechtsakt zu
finden ist.

Beispiel: Hinweis auf die verbindlichen Fassungen im Fliesstext

2 Diese Verordnung gilt nur, soweit nicht eine der folgenden EU-Verordnungen in der fiir die
Schweiz gemiss Ziffer 4 des Anhangs zum Abkommen vom 21.Juni 19992 zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europédischen Gemeinschaft tiber den Luftverkehr
jeweils verbindlichen Fassung anwendbar ist:

a.  Verordnung (EG) Nr. 300/2008'3;
b.  Verordnung (EU) Nr. 185/2010'4,

12 SR 0.748.127.192.68

13" Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Mirz 2008
iiber gemeinsame Vorschriften fiir die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 2320/2002.

14 Verordnung (EU) Nr. 185/2010 der Kommission vom 4. Mirz 2010 zur Festlegung von detaillierten
Massnahmen fiir die Durchfithrung der gemeinsamen Grundstandards in der Luftsicherheit.

Beispiel: Hinweis auf die verbindlichen Fassungen in der Fussnote

! Fahrzeuge der Klassen M2, M3, N2 und N3 miissen mit einer automatischen
Geschwindigkeitsbegrenzungseinrichtung nach der Richtlinie 92/24/EWG?% oder nach (...)
ausgeriistet sein.

266 Richtlinie 92/24/EWG des Rates vom 31. Mirz 1992 iiber
Geschwindigkeitsbegrenzungseinrichtungen und vergleichbare
Geschwindigkeitsbegrenzungssysteme fiir bestimmte Kraftfahrzeugklassen, in der fiir die Schweiz
gemdss Anhang 1 Abschnitt 3 des Landverkehrsabkommens (SR 0.740.72) jeweils verbindlichen
Fassung.

1.5.2.9.5 Umgang mit Berichtigungen von EU-Rechtsakten

146

Bereits publizierte EU-Rechtsakte sind haufig von spateren Berichtigungen betroffen; diese
werden im ABIl. publiziert. Die berichtigten Fassungen sind zwar rechtsverbindliche
Publikationen. In den meisten Fallen betreffen sie jedoch die Korrektur sprachlicher Versehen,
insbesondere von Abweichungen zwischen den werschiedenen Sprachfassungen. In der
Schweiz wird der Einfachheit halber darauf verzichtet, Berichtigungen anzugeben.

1.56.2.9.6 Ergénzende Hinw eise zur Gestaltung der Verw eise

147*

In Verweisen auf EU-Rechtsakte ist die im ABI. verwendete Zitierweise zu ibernenmen. Dies
bedeutet insbesondere:

— Beim Verabschiedungsdatum eines EU-Rechtsakts wird der Monatsname ausgeschrieben;
im Datum der Fundstelle im ABI. wird er dagegen nur mit der entsprechenden Ziffer
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angegeben.

— Die Gross- und Kleinschreibung und die Interpunktion sind zu beachten.**

Zur Zitierung von Gliederungseinheiten von EU-Rechtsakten siehe Rz. 98.

* Randziffer geandert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 25. Okt. 2021.

** Die Praxis in der EU folgt in den verschiedenen Amtssprachen teilweise unterschiedlichen
Regeln.

148 Die in der folgenden Tabelle aufgelisteten Fehler sind zu vermeiden:

Richtig Falsch
ABL Abl. / ABl/ ABL / Amtsblatt
ABI. L 106 vom ... ABL Nr. L 106 vom ...
ABI. L 106 vom 3.5.2000 ABI. L 106 vom 3. Mai 2000
ABL L 106 vom 03.05.2000
ABL. L 106 vom 3.5.2000, S. 21 ABL L 106 vom 3.5.2000, S. 21-48

ABI. L 106 vom 3.5.2000, S. 21ff.
ABI. L 106/21 vom 3.5.2000
Verordnung (EG) Nr. 1335/2008 Verordnung (EG) 1335/2008
Verordnung (EG) Nr. 1335/2008/EG
EG-Verordnung Nr. 1335/2008
europdische Verordnung Nr. 1335/2008
Richtlinie Nr. 2009/45/EG

Richtlinie (EG) 2009/45/EG

Richtlinie (EG) Nr. 2009/45/EG
Richtlinie 0045/2009

Richtlinie 2009/45/EG

zuletzt geéndert durch die Verordnung ...

zuletzt gedndert durch Verordnung ...
Richtlinie ... iiber ... (ABL L ... vom ...)

Richtlinie ... tiber ..., ABL.L ... vom ...

149  Vor der Nennung der Fundstelle im ABI. wird ein Komma gesetzt, vor der Nennung allfalliger
Anderungsrechtsakte ein Strichpunkt.

Beispiel

60" Richtlinie 2009/48/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 iiber die
Sicherheit von Spielzeug, ABIL. L 170 vom 30.6.2009, S.1; zuletzt gedndert durch Richtlinie 2012/7/
EU, ABI. L 64 vom 3.3.2012, S. 7.

= AS 20124717, Art. 13 Abs. 1 Bst. a
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1.5.2.9.7 Keine Angabe von Bezugsquellen

153

1.5.3.1

150

151

Man begnugt sich fiir EU-Rechtsakte mit der Angabe der Fundstelle im ABI.; auf die Angabe
wvon Stellen, bei denen das Dokument bezogen werden kann, ist grundsatzlich zu verzichten.

Wenn ein besonderer Mehrwert geschaffen wird, kann auf die Internetadresse des zusténdigen
Bundesamts oder der =zustdndigen Fachstelle im betreffenden Bundesamt (z.B.
www.cheminfo.ch beim Bundesamt fir Gesundheit fir die Chemikaliengesetzgebung)
verwiesen werden.

Beispiel:

... abrufbar unter www.cheminfo.ch.

Nennung von Einheiten der Bundesverwaltung

Verwaltungseinheiten beim Namen nennen

152

Soll in einem Erlass eine bestimmte Einheit der Bundesverwaltung genannt werden, so wird
dazu ihre offizielle Bezeichnung gemass RVOV (Anhadnge 1 und 2) verwendet. Allgemeine
Bezeichnungen wie «das Bundesamt» sind nicht leserfreundlich und werden daher nicht
verwendet. Die Nennung der konkreten Bezeichnungen ist auch in Erlassen der
Bundesversammlung problemlos mdglich, da der Bundesrat von Organisationsbestimmungen
in Bundesgesetzen abweichen kann (Art. 8 Abs. 1 RVOG) und die BK die entsprechenden
Anpassungen in der SR formlos vornehmen kann (Art. 12 Abs. 2 PublG und Art. 20 Abs. 2
PublV; siehe Rz. 331).

Ausnahmen:

— Ist von Fall zu Fall eine andere Behérde zustandig, so schreibt man: «die (jeweils)
zustandige Behdrde» (z.B. AS__2011_2561, Art. 13 Abs. 2, Art. 20 usw., zur
Aufgabenteilung Art. 66—72).

— Der Bund hat die Organisationsautonomie der Kantone zu beachten (Art. 47 Abs. 2 BV).
Daher kann die Bundesgesetzgebung in der Regel keine konkreten kantonalen oder
kommunalen Behdérden nennen. Man verwendet stattdessen Formeln wie: «die nach
kantonalem Recht zustandige Behorde»/«die zustandige kantonale Behorde» (z.B.
AS 2012 1929, Art. 29) oder allgemeine Bezeichnungen wie «das
Handelsregisteramt» (AS 2007 4851, Art. 8 Abs. 2, siehe auch Art. 3).

1.5.3.2 Nennung von Verwaltungseinheiten unterhalb der Amtsstufe

153 Zustandigkeitsbestimmungen auf Gesetzes- und Bundesratsstufe nennen in der Regel nur

Verwaltungseinheiten auf Amtsstufe, jedoch nicht solche won untergeordneten
Verwaltungseinheiten (z.B. Abteilungen, Sektionen). Dies ergibt sich aus Artikel 43 RVOG,
wonach die Departementsvorsteherinnen und -vorsteher die organisatorischen Grundziige der
ihren Departementen zugeordneten Amter und die Amtsdirektorinnen und Amtsdirektoren die
Detailorganisation festlegen.

Ausnahme: Im Zusammenhang mit der Regelung von Zustandigkeiten bei
Datenschutzbestimmungen nennt man auch untergeordnete Verwaltungseinheiten, die zur
Datenbearbeitung befugt sind.
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1.5.3.3 Verwendung der Abkiirzungen

154  Wird eine Verwaltungseinheit im gleichen Erlass ofters genannt (je nachdem schon bei zwei-
oder dreimaliger Nennung), so kann bei der erstmaligen Zitierung die offizielle Abklrzung in
Klammern eingefiihrt und bei weiteren Zitierungen verwendet werden, beispielsweise «... das
Bundesamt fir Kultur (BAK) ...». Vgl. auch die allgemeinen Regeln zur Verwendung wvon
Abklrzungen, Randziffer 34, und das dort angefiihrte Beispiel.

1.6 6. Abschnitt Schlussbestimmungen

1.6.1 Gliederungseinheiten und ihre Reihenfolge

42 Fir die Schlussbestimmungen gilt folgende Reihenfolge:
— Vollzug
— Aufhebung anderer Erlasse
— Anderung anderer Erlasse
— Ubergangsbestimmungen
— Koordinationsbestimmungen
— Referendum
— Inkrafttreten

— Beftristung.

43 Die Uberschrift des Abschnitts bzw. Artikels lautet «Schlussbestimmungen». Muss nur das
Inkrafttreten geregelt werden, so lautet die Uberschrift «Inkrafttreten» oder, bei
Bundesgesetzen, «Referendum und Inkrafttreten».

162 Vollzug

241 In Verordnungen ist, soweit erforderlich, eine Vollzugsformel aufzunehmen, die ausdriicklich
festlegt, welches Departement oder Bundesamt mit dem Vollzug beauftragt wird (vgl. Rz. 163).

Beispiel:

Art. 13 Vollzug
Das BLW vollzieht diese Verordnung,

> AS 2012 3431

242 Muss der Vollzug eines Erlasses eingehender geregelt werden (z.B. wenn mehrere Behdrden
oder der Bund und die Kantone beteiligt sind), so kénnen die entsprechenden Regeln an
einem anderen Ort als in den Schlussbestimmungen stehen.
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1.6.3

Beispiel:
7. Abschnitt: Vollzug
Art. 29 Vollzugsbehorden

! Die Oberzolldirektion vollzieht diese Verordnung; ausgenommen sind die Bestimmungen {iber die
Abgabebefreiung und iiber die Verteilung des Abgabeertrags.

2 Das BAFU vollzieht die Bestimmungen iiber die Abgabebefreiung nach den Artikeln 4-12 und 18
sowie die Bestimmungen tiber die Verteilung des Abgabeertrags.

3 Das Bundesamt fiir Energie und die von diesem nach den Artikeln 16 und 18 des Energiegesetzes
vom 26. Juni 1998° beauftragten privaten Agenturen (Agenturen) unterstiitzen das BAFU beim
Vollzug der Bestimmungen iiber die Abgabebefreiung, namentlich bei der Festlegung der
Zielgrossen nach den Artikeln 7 und 8 sowie beim M onitoring nach Artikel 11.

¢ SR 730.0

= AS 2007 2915

Aufhebung und Anderung anderer Erlasse (gemeinsame Aspekte)

44

45

46

47

48

Die «Authebung» eines Erlasses bezieht sich auf den Erlass als Ganzes. Soll nur ein Teil
eines Erlasses aufgehoben werden, so gilt dies als «Anderung eines anderen Erlasses» (vgl.
Rz. 270). Zur Suspendierung und zur voriibergehenden Anderung vergleiche die Randziffern
279, 280 und 281.

Die Bestimmungen zur Aufhebung und zur Anderung anderer Erlasse werden in der Regel als
eigene Artikel gestaltet und mit entsprechenden Uberschriften versehen.

Haben die Bestimmungen einen geringen Umfang und bleibt die Ubersichtlichkeit gewahrt, so
kénnen die Authebung und die Anderung anderer Erlasse in einem Artikel zusammengefasst
werden.

Die Sachuberschrift lautet:

Art. ... Authebung und Anderung anderer Erlasse

Die Reihenfolge der Aufhebungen bzw. der Anderungen richtet sich nach der SR-Nummer.
Zuerst sind die Aufhebungen, dann die Anderungen aufzulisten.

Umfassen die Bestimmungen zur Aufhebung und zur Anderung anderer Erlasse zusammen
mehr als eine Druckseite, so werden sie in einem Anhang aufgefihrt. Im Erlasskérper wird in
diesem Fall auf den Anhang verwiesen:

— in einem neuen Erlass: mit einem Artikel

— in einem Anderungserlass: mit einer rdmischen Ziffer (vgl. Rz. 290).

Darstellung in einem neuen Erlass:

Art. ... Authebung und Anderung anderer Erlasse
Die Aufhebung und die Anderung anderer Erlasse werden in Anhang ... / im Anhang geregelt.
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oder

Art. ... Anderung anderer Erlasse

Die Anderung anderer Erlasse wird in Anhang ... /im Anhang geregelt.

Darstellung in einem Anderungserlass:

II

Die Aufhebung und die Anderung anderer Erlasse werden in Anhang ... / im Anhang geregelt.

oder

IT

Die Anderung anderer Erlasse wird in Anhang ... / im Anhang geregelt.

Zur Darstellung der Anhange siehe die Randziffern 93, 94, 95.

Enthalt ein Erlass weitere Anhange, so ist der Anhang zur Aufhebung und Anderung anderer
Erlasse hinter diesen Anhangen zu platzieren und entsprechend zu nummerieren. = AS_2011
2699, Art. 47 und Anhang 8

1.6.4 Aufhebung anderer Erlasse

49

50

Die Aufhebung anderer Erlasse wird ausdriicklich angeordnet. Sie entfallt, wenn es sich um
befristete Erlasse handelt, da deren Geltungsdauer automatisch ablauft (Rz. 62, 63, 64).

Nicht zulédssig sind generelle Aufhebungsformeln wie: «Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes
werden alle widersprechenden Bestimmungen aufgehoben» oder «Es wird/werden insbeson-
dere aufgehoben: ...».

In der Fussnote wird auf die AS-Fundstelle des Grunderlasses und samtlicher spaterer
Anderungen verwiesen, sofern sie zum Zeitpunkt der Authebung noch relevant sind (AS_2009
5203, Art. 110, Fn. 44). Diese Fundstellen kdnnen in der digitalen SR der Auflistung unter der
Rubrik «Anderungen» (und nicht unter «Chronologie») entnommen werden. Bei Erlassen von
vor 1948 wird als erste Fundstelle die Bereinigte Sammlung der Bundesgesetze und
Verordnungen von 1948 mit Bandnummer und Seitenzahl (z.B. BS 5 320) angegeben. Es wird
nicht auf die SR verwiesen, denn im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Aufhebung verschwindet
der entsprechende Erlass aus der SR.

Die Darstellung richtet sich nach den folgenden Beispielen:

Art. 64 Authebung eines anderen Erlasses

Das Personenbeforderungsgesetz vom 18. Juni 19933 wird aufgehoben.

13 AS1993 3128, 1997 2452, 1998 2859, 2000 2877

> *AS 2009 5631

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei


https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/2699.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/2699.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/2699.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/2699.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2009/5203.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2009/5203.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2009/5203.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2009/5203.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2009/5631.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2009/5631.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2009/5631.pdf

1. Kapitel Neue Verordnung oder Totalrevision einer Verordnung 48

Art. 86 Aufhebung anderer Erlasse
Die folgenden Erlasse werden aufgehoben:

1. Betdubungsmittelverordnung vom 29. Mai 1996'!;
Betidubungsmittelverordnung Swissmedic vom 12. Dezember 1996'2;
Vorliduferverordnung vom 29. Mai 1996'3;

Vorliuferverordnung Swissmedic vom 8. November 1996'4;

A

Verordnung vom 13. September 1930'3 iiber den Verkehr mit Betéiubungsmitteln in der
Armee;

6. Bundesratsbeschluss vom 5. Juli 19636 {iber Betdubungsmittel fiir das Schweizerische
Rote Kreuz;

7. Bundesratsbeschluss vom 30. Dezember 1953!7 betreffend Betdubungsmittel fiir das
Internationale Komitee vom Roten Kreuz.

11 AS1996 1679, 2001 3133, 2004 4037, 2007 1469, 2008 5577 5583
12 AS1997 273, 2001 3146 3147, 2005 4961, 2010 4099 5375

13 AS1996 1705, 2001 3152, 2007 1469

14 AS1997 211, 2001 3159 3160, 2005 4839, 2010 1293

15 BS5320

16 AS1963 599

17 AS 1953 1309

> *AS 2011 2561

1.6.5 Anderung anderer Erlasse

51

52

In einem Erlass diirfen andere Erlasse geéndert werden, wenn deren Anderung eine blosse
Folge des Haupterlasses ist oder wenn zumindest ein enger sachlicher Zusammenhang zwi-
schen dem Haupterlass und den anderen Erlassen besteht. Es kénnen auf diesem Weg nur
Erlasse gleicher Stufe geandert werden (Grundsatz der Parallelitét der Form oder Grundsatz
der normativen Aquivalenz). Die Ausnahmen sind in den Randziffern 272, 273, 274 dargelegt.

Die Anderungsformel lautet:

Art. ... Anderung eines anderen Erlasses

Das Bundesgesetz / Die Verordnung vom ...! {iber ... wird wie folgt gedindert:

oder

Art. ... Anderung anderer Erlasse

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt gedndert:

1. Bundesgesetz / Verordnung vom ...! iiber ...
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1.6.6

1.6.7

1.6.7.1

95a*

2. Bundesgesetz / Verordnung vom ...2 iiber ...

3. Bundesgesetz / Verordnung vom ...% iiber ...

' SR...
2 SR...
3 SR

Zur Darstellung der Anderungsbestimmungen im Einzelnen siehe die Randziffern 270-358).

Fir die Anderung eines Anhangs eines Erlasses, der seinerseits in einem Anhang zu einem
anderen Erlass oder im Rahmen eines Mantelerlasses geéndert wird, gelten die Regeln von
Randziffer 300.

* Randziffer eingefiigt durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 18. Mai 2017.

Ubergangsbestimmungen

53

Ubergangsbestimmungen regeln den Ubergang vom bisherigen zum neuen Recht. Sie regeln
den Geltungsbereich des bisherigen und denjenigen des neuen Rechts und |6sen damit
Konflikte, die bei der Abldsung eines bisherigen durch einen neuen Rechtszustand entstehen
kénnen. Sie geben an, welches Recht im Einzelfall zur Anwendung kommt.
Ubergangsbestimmungen sind insbesondere dann notwendig, wenn das neue Recht auf
laufende Verfahren oder fir bestimmte Falle und eine beschrankte Zeit nicht angewendet
werden soll (vgl. Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 1025—-1040).

In der Regel nicht sinnwoll sind folgende Formulierungen: «Die aufgehobenen Bestimmungen
bleiben auf alle Tatsachen anwendbar, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes / dieser
Verordnung eingetreten sind.»; «Das neue Recht ist auf alle Tatsachen anwendbar, die nach
dem Inkrafttreten dieser Anderung eintreten.»

Inkrafttreten

Allgemeine Bestimmungen

243

244*

55

Das Inkrafttreten von Verordnungen ist auf ein bestimmtes Datum, wenn mdoglich auf den
1. eines Monats, festzusetzen (wgl. die allgemeinen Bestimmungen in Rz. 55).

Die Formel lautet:

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft.

Zur dringlichen Inkraftsetzung und zur dringlichen Veroffentlichung vergleiche Randziffer 61.
* Randziffer gedndert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 27. Okt. 2016.

Das Inkrafttreten ist auf ein bestimmtes Datum festzulegen. Die Formel «... tritt sofort in
Kraft» ist unzuladssig. In der Regel ist das Inkrafttreten auf den 1. Tag eines Monats
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1.6.7.2

1.6.7.3

61*

festzulegen. Dabei ist zu beachten, dass der Erass mindestens fiinf Tage vor seinem
Inkrafttreten in der AS publiziert werden muss (Art. 7 Abs. 1 PublG, Art. 10 und 11 PublV) und
dass vor der Publikation das Publikationsverfahren des KAV zu durchlaufen ist.

Beispiel:

Art. 25 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Fir das Inkrafttreten von Gesetzen vergleiche die Randziffern 171-186.

Soll ein Erlass auf eine bestimmte Uhrzeit in Kraft treten — namentlich wenn er noch am Tag
der Verabschiedung in Kraft treten soll —, so wird der Zeitpunkt des Inkrafttretens mit der
Angabe der Uhrzeit prazisiert.

In diesem Fall ist in der Regel eine dringliche Veréffentlichung erforderlich (vgl. Art._7 Abs. 3
PublG; Art. 12 PublV; Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 315 und 999-1006).

Formel:

Art. ... Inkrafttreten
Dieses Gesetz / diese Verordnung tritt am ... um 11.30 Uhr in Kraft.!

' Dringliche Veréffentlichung vom [Datum] im Sinne von Art. 7 Abs. 3 des Publikationsgesetzes vom

18. Juni 2004 (SR 170.512).

* Randziffer gedndert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 27. Okt. 2016.

Verkniipftes Inkrafttreten mehrerer Erlasse

58

Geht es bloss darum, dass mehrere Verordnungen gleichzeitig in Kraft treten oder dass
Verordnungen, die sich auf ein Gesetz stltzen, gleichzeitig mit diesem in Kraft treten, so ist
in aller Regel keine Verknlpfung nétig. Der Verordnungsgeber nennt in den Verordnungen
direkt das gewinschte Datum.

Riickwirkendes Inkrafttreten

60

Zum ruckwirkenden Inkrafttreten im Allgemeinen vergleiche Gesetzgebungsleitfaden, Rz.
1008, 1009 und 1028-1030.

Muss ein Erlass rickwirkend in Kraft gesetzt werden, so wird die Inkrafttretensformel mit dem
Ausdruck «ruckwirkend» erganzt, nach folgendem Muster:

Diese Verordnung tritt riickwirkend auf den ... in Kraft.

Fir das rickwirkende Inkrafttreten von Gesetzen vergleiche Randziffer 174.
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1.6.7.4

Inkrafttreten auf eine bestimmte Uhrzeit; dringliche Veroffentlichung

61*

Soll ein Erlass auf eine bestimmte Uhrzeit in Kraft treten — namentlich wenn er noch am Tag
der Verabschiedung in Kraft treten soll —, so wird der Zeitpunkt des Inkrafttretens mit der
Angabe der Uhrzeit prazisiert.

In diesem Fall ist in der Regel eine dringliche Veroéffentlichung erforderlich (vgl. Art. 7 Abs. 3
PublG; Art. 12 PublV; Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 315 und 999-1006).

Formel:

Art. ... Inkrafttreten
Dieses Gesetz / diese Verordnung tritt am ... um 11.30 Uhr in Kraft.!

I Dringliche Veroffentlichung vom [Datum] im Sinne von Art. 7 Abs. 3 des Publikationsgesetzes vom

18. Juni 2004 (SR 170.512).

* Randziffer geandert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 27. Okt. 2016.

1.6.7.5 Gestaffeltes Inkrafttreten

1.6.8

245 Fir das gestaffelte Inkrafttreten von Verordnungen gelten sinngemass die Randziffern 176—
186. Im Unterschied zu den Gesetzen wird das Inkraftsetzen bei den Verordnungen in der
Regel jedoch nicht delegiert. Mit den folgenden Formeln kénnen die meisten Falle geregelt
werden:
Diese Verordnung tritt wie folgt in Kraft:
a. die Artikel ... am ...;
b. die Artikel ... am ...
oder
! Diese Verordnung tritt unter Vorbehalt von Absatz 2 am ... in Kraft.
2 Die Artikel ... treten am ... in Kraft.
Befristung
62 Soll ein Erlass nur fir eine von vornherein bestimmte Dauer in Kraft gesetzt werden, so sind
die Daten des In- und des Ausserkrafttretens festzulegen (in der Regel mit der Formel: «... tritt
am ... in Kraft und gilt bis zum ...»).
Beispiel:
Art.2  Inkrafttreten und Geltungsdauer
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2013.
= AS 2011 5581
63 Der Hinweis auf kommende Erasse, z.B. «... gilt bis zum Inkrafttreten des ...gesetzesy,

muss zurlckhaltend verwendet und mit einer Maximalbefristung verbunden werden («...
l&ngstens aber bis zum ...»).
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64 In Bezug auf die besonderen Fragen, die sich bei der Befristung von Anderungserlassen
stellen, siehe die Randziffern 279, 280 und 281 (Suspendierung und voriibergehende

Anderung).

1.6.9 Gestaltung der Unterschriften

246 Die Gestaltung der Unterschriftenrubrik richtet sich, abhangig vom erlassenden Organ, nach
den folgenden Beispielen (franzésische und italienische Erlasstexte folgen hier anderen

Interpunktionsregeln):

22. Juni 2012 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespriésident: Ueli M aurer
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova

28.Mai 2012 Eidgendssisches Justiz- und Polizeidep artement:

Simonetta Sommaruga

1. Juni 2012 Bundesamt fiir Gesundheit:

Pascal Strupler

Sind fir den Erlass einer Verordnung zwei Behdrden gemeinsam zustandig, so stehen beide

Unterschriften:
7. November 2012 Eidgenossisches Departement des Innern:
Alain Berset
7. November 2012 Eidgenossisches Departement fiir Umwelt, Verkehr, Energie
und Kommunikation:
Doris Leuthard

Steht im Ingress «... im Einvernehmen mit ...» (wgl. Rz. 236), so erscheint in der
Unterschriftenrubrik nur die federfiihrende Behdrde.
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1.7

1.71

7. Abschnitt Anhange

Allgemeine Bestimmungen

65

66

67

68

69

Abgesehen von Anhangen zur Aufhebung und zur Anderung anderer Erlasse (wl. Rz. 48)
kénnen Bestimmungen eines Erlasses in Anhangen platziert werden, wenn dies die
Verstandlichkeit des Erlasses erhoht. Dieses Vorgehen ist insbesondere angezeigt, wenn der
Regelungsgegenstand nicht mit der Ublichen Struktur der Artikelgliederung dargestellt werden
kann oder wenn zur korrekten Anwendung des Erasses grafische Darstellungsmethoden
unumganglich sind.

Typische Beispiele sind:

a. umfangreiche Listen oder Tabellen;
= AS_2007_1023, Anhang 1 (Frequenztabellen), AS_2012_ 2147 (Listen chemischer

Stoffe), AS__2006 1945, Anhang 1 (Datenkataloge mit Zugriffsrechten fir
Informationssysteme), AS 2008 5343, Anhang (Gebuhrentarif)

b. normative Grafiken (insbesondere Piktogramme) und Tabellen;
=> AS 2007 821, Anhang 1 Ziffern 1 und 7; AS 2011 1985, Beilage

c. nicht normative Grafiken, d. h. solche, die den Normtext illustrieren;
= AS 2001 334, Anhang 5

d. umfangreiche Begriffsbestimmungen oder Listen mit Entsprechungen von
Ausdricken;
=> AS 2007 6267, Anhang 1

e. umfangreiche Listen von Verweisen insbesondere auf Rechtsakte der EU.
= AS 2010 4045, Anhang

Nicht normative Grafiken (vgl. Rz. 65 Bst. c¢) sind zulassig, soweit sie das Verstandnis
komplexer oder sehr technischer materieller Bestimmungen erleichtern.

Die Verwendung von Farben ist nur fir normative Grafiken (insbesondere Piktogramme, wgl.
Rz. 65 Bst. b) erlaubt.
= AS 2009 4241; AS 2011 3477, Energie-Etiketten in Anhang 3.6.

Hat ein Erlass mehrere Anhénge, so werden diese in der Reihenfolge der betreffenden Erlass-
bestimmungen angeordnet und mit arabischen Ziffern nummeriert 2 AS 7999 476.

Der Zusammenhang zwischen Erlasskérper und Anhang muss immer gewahrt sein. Im
Erlasstext wird mittels einer Bestimmung mit normativem Charakter auf den Anhang verwiesen
(z.B.: «Betriebe werden zugelassen, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 1 erfillen.»).
Im Anhang ist — oben rechts und in Klammern, unter der Nummerierung — auf die entspre-
chende Bestimmung des Erlasses zu verweisen (vgl. Rz. 93). Der Wortlaut im Erlasskorper
und der Titel des Anhangs mussen maoglichst Gibereinstimmen.

Beispiel:

Art. 17 Liste der zugelassenen Futtermittelzusatzstofte

! Die Liste der zugelassenen Futtermittelzusatzstoffe nach Artikel 20 Absatz 1 FMV findet sich in
Anhang 2.
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Anhang 2
(Art. 17 Abs. 1)

Liste der zugelassenen Futtermittelzus atzstoffe (Zusatzstoffliste)

= *AS 2011 5699

Zur Anderung von Anhéngen und zur Erganzung eines Erlasses um einen weiteren Anhang
vergleiche die Randziffern 297 und 298.

1.7.2 Gliederung und Gestaltung der Artikel

93

94

95

Ein Anhang tragt ganz oben rechts die Bezeichnung «Anhang», gefolgt von einer arabischen
Ziffer, sofern der Erlass mehrere Anhange hat (z.B. «Anhang 1»). Darunter steht in Klammern
der prazise Verweis auf die Bestimmungen im Erlasskdrper, in denen auf den betreffenden
Anhang verwiesen wird. Zum Titel des Anhangs vergleiche Randziffer 69.

Anhange durfen nicht wie Bestimmungen im Erlasskorper in Artikel, Absatze, Buchstaben
usw. gegliedert werden. Sie werden in der Regel dezimal gegliedert und sind gemass dem
folgenden Beispiel zu gestalten:

Anhang 1
(Art. 15)
Betiubung durch Bolzenschuss
1 Anforderungen an Geriéite und Munition
1.1 Fiir die Betdubung durch Bolzenschuss diirfen nur fiir die jeweilige Tierart und deren

Korpergewicht geeignete Geréte verwendet werden.

1.2 Das Bolzenschussgerdt darf nur verwendet werden, wenn der Bolzen vor dem Schuss
vollstdndig in den Schaft eingefahren ist.

1.3 Bolzenschussgerite, die nicht auf Basis von Treibladungen oder Druckluft funktionieren,
diirfen nur fiir Kaninchen, Gefliigel und Laufvogel verwendet werden.

> AS 2010 4245

Anhange, in denen andere Erlasse aufgehoben oder geandert werden, werden nach den
folgenden Mustern gestaltet (vgl. auch Rz. 50); die Aufzahlung der Erlasse erfolgt in
arabischen Ziffern.

Muster fiir die Authebung und die Anderung mehrerer anderer Erlasse:

Anhang ... / Anhang
(Art. ...) /(Ziff. ...)

Aufhebung und Anderung anderer Erlasse
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I

Die folgenden Erlasse werden aufgehoben:

II

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geéndert:

Art. ...

Art. .

2 AS.., ...
B AS.., ...

14 qr..

5 SR ..

1. Bundesgesetz vom ...'% iiber ... / Verordnung vom ..

2. Bundesgesetz vom ..."3 iiber ... / Verordnung vom ..

1. Bundesgesetz vom ...'* iiber .../ Verordnung vom .

2. Bundesgesetz vom ...' iiber ... / Verordnung vom ...

12 {iber ...

13 diber ...

.J4iiber ...

15 iiber ...

Muster fiir die Anderung eines einzigen anderen Erlasses:

Anderung eines anderen Erlasses

Das Bundesgesetz vom ...'% {iber ... / Die Verordnung vom ...

Art. ...

Anhang ... / Anhang
(Art. ...) /(Ziff. ...)

12 {iber ... wird wie folgt geéindert:

Muster fiir die Anderung mehrerer anderer Erlasse:

Anderung anderer Erlasse

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt gedndert:

1. Bundesgesetz vom ...'* iiber ... / Verordnung vom

Anhang ... / Anhang
(Art. ...) / (Ziff. ..))

...[Hiiber ...
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Art. ...

Art. ...
4 SR...
15 SR...

2. Bundesgesetz vom ...'5 iiber ... / Verordnung vom ..." iiber ...

95a* Fir die Anderung eines Anhangs eines Erlasses, der seinerseits in einem Anhang zu einem
anderen Erlass oder im Rahmen eines Mantelerlasses geandert wird, gelten die Regeln von

Randziffer 300.

* Randziffer eingefligt durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 18. Mai 2017.

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei



Index 57

048 46
Index -
050 47
051 48
052 48
- 0 - 053 49
055 49
002 4 058 50
003 6 060 50
004 6 061 49, 51
008 6 062 51
009 6 063 51
010 7 064 51
011 7 065 53
013 7 066 53
014 7 067 53
016 7 068 53
017 7 069 53
018 7 070 16
019 7 071 16
020 7 072 17
021 8 073 17
022 8 074 17
023 8 075 17
026 8 076 17
027 8 077 17
028 8 078 17
029 8 079 17
030 12 080 17
031 12 081 18
033 12 083 18
034 13 084 18
035 13 085 18
036 13 086 18
038 14 088 18
039 14 089 18
041 16 091 18
042 45 092 20
043 45 093 54
044 46 094 54
045 46 095 54
046 46 095a 48, 54
047 46 096 22

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei



Index

58

097
098
099

100
101
102
103
104
105
106
107
108
109
110
111
112
113
114
115
116
117
118
119
120
121
122
123
124
125
126
127
128
129
130
131
132
133
134
135
136
137
138
139

22
22
22

23
23
23
23
23
23
25
25
25
25
25
26
26
27
27
27
27
27
27
27
27
27
28
28
29
29
30
30
30
30
31
31
31
32
33
33
34
34
39
39

140
141
142
143
144
145
146
147
148
149
150
151
152
153
154
189

234
235
236
237
238
239
240
241
242
243
244
245
246
276

367
370
371
372
373
374
375
376
377
378

39
40
40
41
41
41
42
42
42
42
44
44
44
44
45
29

35
35
35
36
36
36
38
38
36
37

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei



Index 59
379 38 Entsprechung von Ausdriicken 14
erlassendes Organ 6, 8
- A - Erlassgliederung 4, 6, 7, 8, 12, 13, 14, 16, 17, 18,
20, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 53, 54
Abkuerzung 7, 13, 25, 29, 30, 31, 45 Erlasstitel 6,7, 8
Absatz 16, 18 Ersatz von Ausdruecken 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35,

Aenderung 6, 48

Aenderung anderer Erlasse 46, 48, 54
Aenderunganderer Erlasse 45
Aenderungseralss 6
Aenderungserlass 6

Allgemeine Bestimmungen 12
Allgemeines 16, 18, 53
alphabetisches Register 17
Amtswverordnung 6, 8, 16, 21, 45, 49, 51, 52
Anhang 48, 53, 54

Artikel 17, 18, 20

Aufhebung 46, 47, 54

Aufzaehlung 18

Ausserordentliche Veroffentlichung 49, 51
Befristung 45, 51
Begriffsbestimmung (Legaldefinition) 12, 13, 14

Bezugsquelle / Fundstelle (von Texten ausserhalb der

AS/SR) 27
Buchstabe 18
Bundesbeschluss
Bundesbeschluss zur Genehmigung
Bundesgesetz 8, 51

-D -

Datum eines Erlasses 8

Definition 12, 13, 14
Departementsverordnung 6, 8, 16, 21, 45, 49, 51,
52

der Bundesverwaltung 8
Dezimale Gliederung 16, 54

-E -

Einheit der Bundesverwaltung
Einleitungssatz 18, 20
Einleitungsteil 12, 13, 14

44, 45

4,6,7,8, 29, 35, 36, 37, 38
35, 36, 37, 38

36, 37, 38, 39, 40, 41, 42, 44
Generalverweisung 30
erwlatungsverordnung 18
EU-Recht 8, 35, 36, 37, 38, 46
EU-Rechtsakt 29, 30, 31

-F -

Fussnote
41, 47

-G -

Gegenentwurf 12
Gegenstandsartikel 12
Gegenwvorschlag 12
Geltungsbereichsbestimmung 12
Geltungsdauer 45, 51
Generalverweisung
37, 38, 39, 40, 41, 42, 44

Gesetz, siehe Bundesgesetz 51
gestaffeltes Inkrafttreten 51
Gliederung 17

Gliederung und Gestaltung
Gliederungstitel 6
Glliederungstitel 17

Grafik (normative / nicht normative) 53

Ingress 8

Inhaltsverzeichnis 17

Inkraftsetzung / Inkrafttreten 49, 50, 51
Interpunktion (insbes. in Aufzaehlung)

-K -

Klammerdefinition 13
Klammerverweis 8, 18
kompetenzbegrindende Norm 8
Koordinationsbestimmung 45

29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36,

17, 18, 20, 48, 54

18

22, 23, 26, 27, 30, 31, 32, 33, 34, 39, 40,

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei



Index 60

- L - -T-

Legaldefinition 12, 13, 14 Tabelle 18

Leitfaden 12, 13, 14 Technische Normen 28
Teilrevision 6

- M - Terminologiedatenbank TERMDAT 7, 33
Titel 6

Marginalie 18 Totalrevision 6

-N - -U-

Nennung 44, 45 Uebergangsbestimmung 45, 49
Unterschrift 52

- P -
-V -

Parlamentarische Initiative (insb. Ingress) 8
Veraltungsverordnung 12, 13, 14
- R - Verordnung 8
Verordnung der Bundeswverwaltung 16

Rahmensatz 8 Verordnung der Bundesversammlung 4, 6, 7, 8
Randtitel 18 Verordnung der Bundesverwaltung 6, 8, 16, 21, 45
Rechtsgrundlage eines Erlasses 8 Verordnung des Bundesrates 6, 8, 16, 21, 45
Referendumsklausel 45 Verordnung des Bundesrates, der Bundesverwaltung
Reglement, siehe Verwaltungsverordnung 46 45, 49, 51, 52
Richtlinie 46 Verordnung, siehe EU-Recht 45, 49, 52
roemische Ziffer 46 Vertrag 44, 45

Verwaltungseinheit 13, 44, 45
- S - Verwaltungsverordnung 46

Verweis 21, 22, 23, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32,
sachlicher Zusammenhang 48 33, 34, 39, 40, 41, 42, 44, 45
Sachueberschrift 17 Verweis in Sachueberschrift oder Gliederungstitel 8
Satz 18,20 Verweisung 21, 22, 23, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31,

Schengen / Dublin 35, 36, 37, 38 32, 33, 34, 39, 40, 41, 42, 44, 45
Schlussbestimmungen (s. auch Vollzug, Authebung / Voelkerrechtlicher Vertrag 35, 36, 37, 38, 44, 45
Aenderung anderer Erlasse, Ubergangsbestimmung, ~ Volksinitiative 12

Koordinationsbestimmung, Referendum, Inkrafttreten, Vollzug, Vollzugklausel 45

Befristung / Geltungsdauer) 45, 46, 47, 48, 49, 50,  Vollzug, Vollzugsklausel 45

51

Schlussbestimmungen (s. auch Vollzug, Authebung / W -

Aenderung anderer Erlasse, Uebergangsbestimmung,

Koordinationsbestimmung, Referendum, Inkrafttreten,

Befristung / Geltungsdauer) 45, 49, 51, 52 Weisung 18
Strich 18 Z
Ziffer 18

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei



Index 61

Zweckartikel 12

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei



	1. Kapitel Neue Verordnung oder Totalrevision einer Verordnung
	1. Abschnitt Teilrevision oder Totalrevision?
	2. Abschnitt Titel
	Vollständiger Titel
	Kurztitel
	Abkürzung des Erlasstitels
	Datum

	3. Abschnitt Ingress
	4. Abschnitt Einleitungsteil
	Allgemeine Bestimmungen
	Definition
	Begriffsbestimmung mit Klammertechnik (Klammerdefinition)
	Entsprechung von Ausdrücken

	5. Abschnitt Hauptteil
	Formale Gliederung und Gestaltung
	Gliederungseinheiten im Überblick
	Gliederungseinheiten oberhalb des Artikels (Abschnitt, Kapitel, Titel, Teil)
	Gliederung und Gestaltung der Artikel
	Sachüberschrift
	Randtitel (Marginalie)
	Absätze
	Aufzählungen (Buchstaben, Ziffern, Striche)
	Sätze


	Verweisung
	Allgemeine Bestimmungen
	Verweisung innerhalb eines Erlasses
	Verweisung auf andere Erlasse innerhalb von AS und SR
	Grundregeln
	Ausnahmen
	Ausnahme 1: Erlasse, die immer ohne Datum zitiert werden
	Ausnahme 2: Verweisung mittels Abkürzung oder inoffiziellem Kurztitel
	Ausnahme 3: Verweisung auf Erlasse, die bereits im Ingress zitiert wurden
	Ausnahme 4: Wiederholte Verweisung im gleichen Artikel oder Anhang
	Ausnahme 5: Fundstelle im BBl


	Keine Verweisung auf untergeordnete Erlasse
	Verweise auf ganze Rechtsbereiche
	Verweisung auf Texte ausserhalb von AS und SR
	Zitierweise und Angabe der Fundstelle
	Formulierungen für die Verweisung auf technische Normen und Ähnliches
	Besondere Bestimmungen für die Verweisung auf EU-Recht
	Einführung
	Ausgestaltung von Verweisen
	Wiedergabe der Titel von EU-Rechtsakten
	Was gehört in den Fliesstext, was in die Fussnote?
	Normalfall: Kurzform-Verweisung
	Ausnahme: Ausführliche Verweisung

	Wie verweisen, wenn ein EU-Rechtsakt in einem Erlass mehrfach zitiert wird?
	Grundsatz
	Ausnahme 1: Verweis mit offiziellem oder inoffiziellem Kurztitel
	Ausnahme 2: im Ingress angeführte EU-Rechtsakte

	Mehrfachverweise im gleichen Artikel

	Zitierung der Schengen- oder Dublin-Assoziierungsabkommen in Verordnungen (Gesamtpaket)
	1. Einleitende Bemerkungen
	2. Im Ingress
	3. In einem Artikel
	4. Zitierweise eines Hauptabkommens im Bereich Schengen/Dublin
	4.1 GTR-Regeln
	4.2 Titel und Reihenfolge der Einzelabkommen
	4.3 Zitierung der Hauptabkommen (SAA, DAA)

	Gestaltung des Anhangs
	5.1 Für die Schengen-Assoziierungsabkommen
	5.2 Für die Dublin-Assoziierungsabkommen
	5.3 Für die Schengen- und die Dublin-Assoziierungsabkommen


	Umgang mit der Dynamik des EU-Rechts (statische Verweisung)
	1. Abschnitt Nennung des Basisrechtsakts
	2. Abschnitt Nennung der letzten massgeblichen Änderungen
	3. Abschnitt Nennung aller massgeblichen Änderungen
	4. Abschnitt Verweis auf die in einem Staatsvertrag festgelegte Fassung

	Umgang mit Berichtigungen von EU-Rechtsakten
	Ergänzende Hinweise zur Gestaltung der Verweise
	Keine Angabe von Bezugsquellen


	Nennung von Einheiten der Bundesverwaltung
	Verwaltungseinheiten beim Namen nennen
	Nennung von Verwaltungseinheiten unterhalb der Amtsstufe
	Verwendung der Abkürzungen


	6. Abschnitt Schlussbestimmungen
	Gliederungseinheiten und ihre Reihenfolge
	Vollzug
	Aufhebung und Änderung anderer Erlasse (gemeinsame Aspekte)
	Aufhebung anderer Erlasse
	Änderung anderer Erlasse
	Übergangsbestimmungen
	Inkrafttreten
	Allgemeine Bestimmungen
	Verknüpftes Inkrafttreten mehrerer Erlasse
	Rückwirkendes Inkrafttreten
	Inkrafttreten auf eine bestimmte Uhrzeit; dringliche Veröffentlichung
	Gestaffeltes Inkrafttreten

	Befristung
	Gestaltung der Unterschriften

	7. Abschnitt Anhänge
	Allgemeine Bestimmungen
	Gliederung und Gestaltung der Artikel



